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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Städte, Regionen, Gemeinden

Im Rahmen der Beratung der Totalrevision der Bundesverfassung beantragte
Ständerätin Spoerry (fdp, ZH) zudem, beim Finanzausgleich nicht nur die besonderen
Lasten der Berggebiete sondern auch diejenigen der städtischen Agglomerationen zu
berücksichtigen. Dieser Vorschlag wurde von Abgeordneten aus den Berggebieten
bekämpft und unterlag mit 19:13 Stimmen. Im Nationalrat scheiterte ein entsprechender
Antrag Gysin (sp, BS) ebenfalls, nachdem Bundesrat Koller zugesichert hatte, dass ein
Entwurf zu einer Neuordnung des Finanzausgleichs, der unter anderem auch auf dieses
Anliegen eingeht, noch vor Jahresende in die Vernehmlassung gegeben werde. Gysin
vertrat seine Forderung auch mit einer Motion. Der Entscheid über diesen Vorstoss
musste verschoben werden, nachdem Schlüer (svp, ZH) seine Opposition dagegen
angemeldet hatte. 1

MOTION
DATUM: 18.12.1998
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies zwei sozialdemokratische Motionen (eine der Fraktion
(97.3662) und eine von Gysin, BS) in Postulatsform, welche eine Berücksichtigung der
Zentrumslasten der Städte bei der Konzeption des „Neuen Finanzausgleichs“
verlangen. Der Vorstoss Gysin war – auch als Postulat – von Schlüer (svp, ZH) bekämpft
worden, welcher befürchtete, dass damit die Grundlagen für neue Bundessubventionen
geschaffen würden. 2

MOTION
DATUM: 06.12.1999
HANS HIRTER

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

Im Parlament gab es zwar auch Kritik an der Erhöhung der Ausschüttungen an sich, zu
entscheiden hatten die beiden Kammern aber nur über den vom Bundesrat
vorgeschlagenen neuen Verteilungsmodus. Namentlich Genfer Abgeordnete, aber auch
Zürcher und Basler, opponierten gegen die Schlechterstellung der finanzstarken
Kantone und wiesen auf die grosse Aufgabenlast der städtischen Agglomerationen hin.
Sie blieben jedoch mit ihren Anträgen, den bisherigen Pro-Kopf-Verteilungsschlüssel
beizube halten, ohne Erfolg. Das Parlament beschloss, der Regierung bei der Festlegung
des als Finanzausgleich verwendeten Teils nicht wie von dieser gewünscht freie Hand zu
lassen, sondern die Höhe dieses Anteils im Gesetz festzuschreiben. Dabei setzte sich
schliesslich — nach einem langwierigen Differenzbereinigungsverfahren — der Vorschlag
des Ständerats durch, drei Achtel abgestuft nach Finanzstärke und fünf Achtel gemäss
der Bevölkerungszahl zu verteilen. Der unterlegene Nationalrat hätte die
finanzschwachen Kantone noch mehr begünstigen wollen. Eine 1990 eingereichte
Motion von Nationalrat Theubet (cvp, JU) (Mo. 90.873), welche eine Anpassung der
Gewinnausschüttung der SNB an ihre sehr gute Ertragslage gefordert hatte, konnte als
erfüllt abgeschrieben werden. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.10.1992
HANS HIRTER
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Eine Motion der SP-Fraktion (Mo. 97.3663), welche die Besteuerung von natürlichen
und juristischen Personen vom Wohnsitz in den Kanton des Arbeitsorts verlagern
wollte, wurde vom Nationalrat auch als Postulat mit 75 zu 51 Stimmen abgelehnt. Die SP
wies in ihrer Begründung darauf hin, dass die Zentrumslasten zentraler Orte durch
diese Verlagerung ausgeglichen werden könnten. Eine angemessene Rückerstattung an
den Wohnsitzkanton wurde dabei in Aussicht gestellt. Ruey (lp, VD) und Bundesrat
Villiger waren jedoch der Meinung, dass das Problem der Zentrumslasten nicht durch
eine Verlagerung der Besteuerung sondern durch den Finanzausgleich angegangen
werden sollte. Diese Thematik war im Berichtsjahr vor allem in der Westschweiz aktuell
geworden. Das Bundesgericht hatte im Oktober dem Kanton Genf untersagt, bei
Pendlern aus der Waadt Steuern einzufordern. Der Kanton Genf hatte im November
1998 einzelnen gut verdienenden Pendlern schriftlich eine Steuerpflicht in Aussicht
gestellt, nachdem der Kanton Waadt es mehrmals abgelehnt hatte, sich an den
Zentrumslasten des Stadtkantons Genf zu beteiligen. Das Bundesgericht verwies in
seinem Urteil auf das Verbot einer Doppelbesteuerung.
Zur Besteuerung von Wohneigentum siehe unten, Teil I, 6c (Wohnungsbau und
-eigentum). 4

MOTION
DATUM: 16.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Finanzausgleich

1994 hatte der Bundesrat einer vom EFD und der Konferenz der kantonalen
Finanzdirektoren gemeinsam getragenen Projektorganisation den Auftrag erteilt,
Vorschläge für eine grundlegende Neuordnung des Finanzausgleichs zwischen Bund
und Kantonen zu erarbeiten, die sich in einem ersten Schritt im wesentlichen auf die
Grundzüge des neuen Finanzausgleichs beschränken sollten. Im März schickte der
Bundesrat den Bericht der Projektorganisation in die Vernehmlassung. Hauptziel der
Neuordnung des Finanzausgleichs ist es, das in den letzten 40 Jahren entstandene
Gewirr der Aufgaben, Kompetenzen und Geldströmen zwischen Bund und Kantonen zu
entflechten und den Föderalismus zu revitalisieren. Der Zentralisierungstrend soll
gebrochen und den Kantonen Handlungsspielraum zurückgegeben werden. Die Reform
setzt an bei einer klaren Aufgabenentflechtung zwischen Bund und Kantonen in 29 von
50 Bereichen: Neu sollen acht Bereiche (Kompetenz des Bundes: Individuelle
Versicherungsleistungen der AHV bzw. der IV, Familienzulagen, Leistungen der
Krankenversicherung, Forschung und Technologietransfer, Landesverteidigung,
Marktmassnahmen und Direktzahlungen in der Landwirtschaft, Nationalstrassen)
ausschliesslich Bundessache sein, wobei der Bund auch bei alleiniger Zuständigkeit den
Vollzug in Auftrag geben kann. In 21 Aufgabenbereichen (Kompetenz der Kantone:
Beiträge an Invalidenheime und Sonderschulen (IV), Altershilfe und Spitex (AHV),
Ergänzungsleistungen zur AHV und IV, Denkmalpflege und Heimatschutz,
Ortsbildschutz, Fuss- und Wanderwege, Raumplanung, Fischerei und Jagd, Jugend und
Sport, Berufsbildung, Stipendien bis Sekundarstufe II, Wohnbau- und
Eigentumsförderung, Flugplätze) sollen die Kantone neu weitestgehend selbständig
entscheiden und handeln können, wobei sie in acht (Interkantonale Zusammenarbeit:
Kantonale Universitäten, Fachhochschulen, Spezialkliniken und Spitzenmedizin,
Kultureinrichtungen von überkantonaler Bedeutung, Öffentlicher
Agglomerationsverkehr, Anstalten für den Straf- und Massnahmenvollzug, Abfallanlagen,
Abwasseranlagen) der ihnen übertragenen Bereiche vom Bund zur interkantonalen
Zusammenarbeit mit Lastenausgleich verpflichtet werden sollen. Vom interkantonalen
Lastenausgleich werden Leistungen erfasst, von denen andere profitieren, ohne sich
(bis jetzt) in angemessener Form finanziell zu beteiligen. Im Vordergrund stehen die
sogenannten Zentrumsleistungen grosser Agglomerationskantone. Wo Bund und
Kantone bestimmte Aufgaben, sogenannte Verbundaufgaben (Verbundaufgaben:
Zivilschutz, Amtliche Vermessung, Waldbewirtschaftung und -pflege, Natur- und
Landschaftsschutz, Hochwasserschutz, Öffentlicher Regionalverkehr, Hoch- und
Fachhochschulen, Energienutzung, Alpen- und Hauptstrassen, Luftreinhaltung und
Lärmschutz, Bodenverbesserung und Hochbau in der Landwirtschaft. In den drei
Verbundbereichen Asyl- und Flüchtlingswesen, Regionale Entwicklung und
Arbeitslosenversicherung sind keine Reformen geplant), weiterhin gemeinsam lösen
müssen, werden die Kompetenzen neu klar geregelt. Die strategische Führung soll beim
Bund, die operative Verantwortung bei den Kantonen liegen. Neu soll der Bund künftig
auf prozentuale Kostenübernahmen verzichten und stattdessen Global- oder
Pauschalbeiträge ausrichten und sich statt am Aufwand am Ergebnis orientieren.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.07.1996
EVA MÜLLER
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Die Neuordnung des Finanzausgleichs soll nach den Vorstellungen der Arbeitsgruppe
ohne Leistungsabstriche ein jährliches Sparpotential von 15% oder mindestens CHF 3
Mrd. eröffnen, von denen 60% auf den Bund und 40% auf die Kantone entfallen sollen.
EFD-Vorsteher Kaspar Villiger bezeichnete diese Prognosen allerdings als sehr
optimistisch. Wesentlichste Gründe für die Einsparungen sind, dass der neue
Finanzausgleich Anreize zum Sparen statt zum «Geld-Abholen in Bern» schafft und
Entscheidungsbefugnisse mit der Kostenübernahme verbindet. Weiter würden
Parallelverwaltungen eliminiert und eine verbesserte Kosten- und Wirkungskontrolle
beim Aufgabenvollzug ermöglicht. Über den neu konzipierten Ressourcenausgleich
sollen schliesslich die Unterschiede in der finanziellen Leistungsfähigkeit der Kantone
abgebaut und den finanzschwächsten Kantonen anstelle der bisherigen
Finanzkraftzuschläge frei verfügbare Mittel ausgerichtet werden. Messgrösse ist ein
Ressourcenindex, der grösstenteils auf den harmonisierten Bemessungsgrundlagen der
direkten Bundessteuer beruht. Voraussetzungen für die Revision - die ebensosehr ein
staatspolitisches wie ein finanzpolitisches Vorhaben ist - sind ein neuer
Finanzausgleichsartikel und die Änderung verschiedener Kompetenzartikel in der
Bundesverfassung sowie Gesetzesänderungen. Erste Realisierungen sieht der
Bundesrat deshalb erst für das Jahr 2000 vor. 5

In der Vernehmlassung fanden die Kernstücke der Reform breite Unterstützung, es gab
allerdings auch viel Detailkritik. Zahlreiche Kantone befürchteten, der Bund könnte die
Reform nutzen, um Lasten abzuwälzen. Ein kritisches Echo fand denn auch die
Bezifferung des Sparpotentials auf CHF 3 Mrd. SP und Gewerkschaftsbund befürchteten
einen Leistungsabbau durch den Rückzug des Bundes aus Aufgabenbereichen, etwa bei
der Berufsbildung. Breite Opposition von links bis rechts erwuchs auch der
Kantonalisierung der Ergänzungsleistungen und des Regional- und
Agglomerationsverkehrs sowie der Zentralisierung des Militärs beim Bund. Ein
gewichtiger Vorbehalt kam von den Gemeinden und Städten, die auf den Einbezug ihrer
Ebene in das Projekt drängen. Eine Neuordnung des Finanzausgleichs, die sich nur am
Verhältnis Bund/Kantone orientiere, ziele an der föderalistischen Wirklichkeit vorbei,
kritisierte der Städteverband. Wirtschaft, Gewerbe und Liberale bemängelten, dass die
Fiskalstruktur des Bundes unangetastet bleibt und nicht ein Verzicht der direkten
Bundessteuer zugunsten der Kantone ins Auge gefasst wird.

Im November beauftragte der Bundesrat eine von Bund und Kantonen paritätisch
besetzte Projektorganisation mit der nächsten Etappe, der Vertiefung der Vorschläge
für die einzelnen Aufgabenbereiche. Neu wurden auch Delegierte der Städte und
Gemeinden miteinbezogen. Aufgabe der Arbeitsgruppe ist es, innert Jahresfrist die
grossen Linien der Verfassungs- und Gesetzesänderungen für die neue Aufgabenteilung
und die Neuordnung der Geldflüsse auszuarbeiten. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.11.1996
EVA MÜLLER

Zwei Motionen Marty (fdp, TI) (Mo. 96.3050) und Lachat (cvp, JU) (Mo. 96.3285)
forderten eine Stärkung finanzschwacher Kantone und schlugen vor, dass ein höherer
Anteil der direkten Bundessteuern für den Finanzausgleich zu verwenden sei.
Gleichzeitig sollten weniger Gelder nach dem Steueraufkommen der Kantone verteilt
werden. Beide Räte folgten aber dem Bundesrat, der befürchtete, mit einer
vorgreifenden Einzelmassnahme Widerstände gegen das laufende Reformprojekt zum
Finanzausgleich zu wecken, und überwiesen die Vorstösse nur als Postulat. 7

MOTION
DATUM: 13.12.1996
EVA MÜLLER

Im Vorjahr hatte der Bundesrat eine Neuordnung des Finanzausgleichs zwischen Bund
und Kantonen vorgelegt, die in der Vernehmlassung im Grundsatz gut aufgenommen
worden war. Für die Ausarbeitung der Detailvorlagen formierten sich im Februar acht
Projektgruppen, in denen neben den Kantonen auch die Städte und Gemeinden Einsitz
haben. Sie bearbeiten übergreifende Themen, wie neue Zusammenarbeitsformen
zwischen Bund und Kantonen, interkantonale Zusammenarbeit und Finanzausgleich im
engeren Sinn, und Fachthemen, wie Sozialpolitik, Bildung, Verkehr und Energie, Umwelt
und Landwirtschaft sowie Wohnungswesen, Justiz und Sicherheit. Koordiniert wird die
Projektarbeit durch das Leitorgan, das vom Direktor der Eidg. Finanzverwaltung, Ulrich
Gygi, präsidiert wird. An der Spitze der Projektorganisation steht das politische
Steuerorgan, dem die Bundesratsmitglieder Villiger, Cotti und Dreifuss sowie die
Regierungsräte Hanswalter Schmid (AR), Franz Marty (SZ) und Charles Favre (VD)
angehören. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.02.1997
EVA MÜLLER
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Eine Motion Bloetzer (cvp, VS) forderte den Bundesrat auf, im Rahmen der Reform des
bundesstaatlichen Finanzausgleichs auch die Wasserzinsfrage neu aufzugreifen und es
Wasserherkunftskantonen zu ermöglichen, mit höheren Wasserzinsen ihre
Eigenfinanzierungskraft zu stärken. Auf Antrag des Bundesrates überwies der Ständerat
die Motion als Postulat. 9

MOTION
DATUM: 20.03.1997
EVA MÜLLER

Noch vor der Sommerpause lieferten die Projektgruppen einen Zwischenbericht ab, der
in umstrittenen Bereichen erste Kompromisse vorschlug. So soll die Berufsbildung
nicht ganz kantonalisiert werden, sondern der Bund soll weiterhin mit den Kantonen für
die Grundausbildung einschliesslich der Fachschulen verantwortlich sein. Im Bereich
der beruflichen Weiterbildung soll der Bund künftig jedoch nur noch
Rahmenbestimmungen festlegen. Auch die Ergänzungsleistungen von AHV und IV sowie
die Sportförderung sollen nicht kantonalisiert werden, sondern eine gemeinsame
Aufgabe von Bund und Kantonen bleiben. Weiter sei die völlige Zentralisierung der
Armee beim Bund, wie es im Vorprojekt vorgeschlagen worden war, nicht durchsetzbar
und auch die Verbilligung der Krankenkassenprämien soll keine reine Bundessache
werden, weil sonst ein Sparanreiz für die Kantone dahinfiele. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.08.1997
EVA MÜLLER

Im September stimmte das politische Steuerorgan diesen Vorschlägen weitgehend zu,
wobei es den Akzent noch etwas stärker auf die Entflechtung von Aufgaben setzte. Bei
den Sozialversicherungen will das Steuerorgan weiter gehen. Eine Variante soll
ausgearbeitet werden, wonach die Ergänzungsleistungen zur reinen Bundesaufgabe, die
Verbilligungen bei den Krankenkassenprämien hingegen kantonalisiert würden.
Ausserdem strebt das Steuerorgan eine verstärkte Kantonalisierung beim Straf- und
Massnahmenvollzug an. Die definitiven Ergebnisse und Anträge sollen im Frühjahr 1998
in die Vernehmlassung gehen. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.09.1997
EVA MÜLLER

Der Bundesrat legte für die Jahre 1998 und 1999 die Finanzkraft der Kantone neu fest.
Die Finanzkraft von 11 Kantonen wurde höher und jene von ebenfalls 11 Kantonen tiefer
eingeschätzt; ZH, VD, NE und JU weisen keine Abweichung gegenüber 1995 auf. UR, AI,
TI und SO weisen die grösste Zunahme auf, die deutlichste Abnahme verzeichnen ZG
und FR. Zug bleibt aber finanzstärkster Kanton, während der Jura weiterhin
finanzschwächster Kanton der Schweiz ist. Baselland, das 1995 erstmals in die Gruppe
der finanzstarken Kantone eingereiht worden war, steigt wieder in die Gruppe der
mittelstarken Kantone ab. Neu steigt Uri zu den mittelstarken Kantonen auf. 12

BERICHT
DATUM: 27.11.1997
EVA MÜLLER

Die Arbeiten am föderalistischen Grossprojekt „Neuer Finanzausgleich“ (NFA)
verzögerten sich gegenüber den ursprünglichen Planungsvorstellungen. Vorgesehen
war, den Entwurf zum NFA im Frühjahr 1998 in eine breit angelegte Vernehmlassung zu
schicken. Ziel des Vorhabens ist es, mit einer Entflechtung der Aufgaben und
Finanzströme zwischen Bund und Kantonen den Föderalismus neu zu beleben, das
Gefälle unter den Kantonen abzubauen, die Effizienz im Bundesstaat zu verbessern
sowie nach Möglichkeit einige Milliarden Franken einzusparen. Der als Grossprojekt der
laufenden Legislatur angekündigte Finanzausgleich drohte im Frühjahr abzustürzen,
nachdem der Versuch bei der Ausarbeitung der Detailvorlagen fehlschlug, die
Finanzströme zugunsten der schwächeren Kantone umzuleiten. Im Herbst nahmen
Finanzbeamte des Bundes und der Kantone einen erneuten Anlauf und einigten sich auf
einen neuen Verteilschlüssel, mit dem die finanziellen Ungleichgewichte zwischen den
Kantonen besser ausgeglichen werden sollten. Die definitiven Ergebnisse und Anträge
sollen im Mai 1999 in die Vernehmlassung gehen. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.11.1998
URS BEER

Eine parlamentarische Initiative Leemann (sp, ZH) (Pa.Iv. 96.468) verlangte, dass die
finanzkraftabhängigen Transferzahlungen des Bundes an die Kantone stärker von der
Ausschöpfung des kantonalen Steuerpotentials abhängig gemacht werden sollten. Sie
bezeichnete die krassen Steuerunterschiede zwischen den Kantonen als schädlich für
den eidgenössischen Zusammenhalt. Eine Kommissionsmehrheit lehnte den Vorstoss
ab, weil für eine seriöse Beurteilung der kantonalen Unterschiede auch die erbrachten
Leistungen vertieft betrachtet werden müssten. Zusätzlich seien unterschiedliche
Steuerbelastungen Ausdruck des Föderalismus und eines gesunden Wettbewerbs
zwischen den Kantonen. Der Nationalrat gab der Initiative mit 81 zu 57 Stimmen keine

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.1998
URS BEER

01.01.65 - 01.01.22 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Folge. Borel (sp, NE) (Mo. 96.3231) wollte mit einer Motion die Steuerbelastung als
Kriterium für den interkantonalen Finanzausgleich beiziehen. Im Einklang mit dem
Bundesrat lehnte der Nationalrat auch diesen Vorstoss mit 79:54 Stimmen ab. 14

In der Debatte zur Totalrevision der Bundesverfassung wurde ein Antrag Spoerry (fdp,
ZH) abgelehnt, beim Finanzausgleich neben den besonderen Lasten der Berggebiete
auch jene der städtischen Agglomerationen zu berücksichtigen.
Siehe oben, Teil I, 1d (Bund und Kantone).

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1998
URS BEER

Mitte April präsentierte Bundesrat Villiger den Schlussbericht zum Neuen
Finanzausgleich (NFA), der von einer gemischten Arbeitsgruppe des Bundes und der
Kantone ausgearbeitet worden war. Als wichtigstes Ziel der Finanzreform nannte der
Bericht die Entwirrung des Dickichts in den hoch kompliziert gewordenen Beziehungen
zwischen Bund und Kantonen. Die Finanzströme sollen vereinfacht, transparent und
steuerbar umgestaltet werden; falsche Anreize im Subventionswesen sollen aufgehoben
werden. Im Rahmen der Aufgabenentflechtung nach dem Subsidiaritätsprinzip gehen 15
Bereiche vollumfänglich (beispielsweise Sonderschulen und Berufsberatung) und 17
teilweise (beispielsweise Zivilschutz und Denkmalpflege) in die Verantwortung der
Kantone über. Für weitere sechs Aufgabenbereiche soll nur noch der Bund
verantwortlich sein (beispielsweise Nationalstrassenbau, Ausrüstung der Armee und
individuelle AHV- und IV-Leistungen). Einige Aufgaben sollen von den Kantonen
zwingend gemeinsam mit einem Lastenausgleich erfüllt werden (z.B.
Agglomerationsverkehr). Gerade kleinere Kantone könnten in der interkantonalen
Zusammenarbeit, beispielsweise in der Denkmalpflege, gegenüber dem Alleingang
Kosten sparen. Andererseits soll damit auch die Beteiligung aller nutzniessenden
Kantone an den Zentrumslasten gesichert werden. Schliesslich soll auch ein
Ressourcenausgleich zwischen finanzstarken und -schwachen Kantonen eingeführt
werden. Die gesamte Neuordnung soll unter dem Strich kostenneutral sein. Es werden
aber Effizienzgewinne von gut CHF 2 Mrd. erwartet.

In ersten Reaktionen stellten sich die Regierungsparteien hinter die Pläne des
Bundesrates. Allerdings vermisste die SP die von ihr bereits mehrmals geforderte
materielle Steuerharmonisierung. Der SBG beklagte sich über die Kantonalisierung der
Wohnbauförderung und der kollektiven Leistungen der AHV/IV sowie der Berufsbildung.
Der Informationsdienst für den öffentlichen Verkehr (Litra) befürchtete eine
Verschiebung der Finanzierungsanteile beim Regionalverkehr zulasten der Kantone und
beklagte den faktischen Rückzug des Bundesrates aus dem öffentlichen
Agglomerationsverkehr. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.04.1999
DANIEL BRÄNDLI

Im Rahmen der Vernehmlassung liefen verschiedene Sozialorganisationen gegen den
NFA Sturm. Pro Infirmis, Pro Senectute, Spitex und Behindertenorganisationen
befürchteten einen Rückgang der Subventionen dort, wo neu die Kantone anstelle des
Bundes zuständig sind. Beim Ablauf der Vernehmlassungsfrist Ende November
forderten zahlreiche Organisationen eine Fristverlängerung. Die kantonalen
Finanzdirektoren hatten mit einer Gegenstimme und einer Enthaltung ihre Zustimmung
zum Bericht des Bundesrates beschlossen. Der Kanton Zug meldete in bezug auf den
Ressourcenausgleich und insbesondere im soziodemographischen Belastungsausgleich
Opposition an und Neuenburg wollte das Projekt in der vorliegenden Form überhaupt
nicht akzeptieren. Die Sozialdemokraten lehnten alle Massnahmen, insbesondere bei
der Neuschaffung kantonaler Kompetenzen, ab, die zu einem Leistungsabbau führen
könnten. Umweltverbände warnten vor der geplanten Kantonalisierung von Aufgaben im
Umweltbereich. 16

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Die paritätische Arbeitsgemeinschaft Kantone-Städte-Agglomerationen (AG KSA) führte
seit dem vergangenen Jahr einen Dialog, auf den im Berichtsjahr zahlreiche
Massnahmenvorschläge folgten. In einem Bericht wies sie darauf hin, dass sich die
Schuldenlast der fünf grössten Städte zwischen 1991 und 1996 um 38% erhöht hatte.
Sie forderte, dass Vertreter der grossen Städte in allen kantonalen
Direktorenkonferenzen Einsitz nehmen sollten, wo städtische Aufgaben und
Zuständigkeiten beraten werden. Zudem erhoffen sich die Sozialvorstände von 37
Städten von Bund und Kantonen eine stärkere Berücksichtigung ihrer sozialpolitischen

BERICHT
DATUM: 18.12.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Lage im Lastenausgleich. 17

Zu zwei Vorstössen zur besseren Berücksichtigung der Städte beim NFA siehe oben,
Teil I, 1d (Beziehungen zwischen Bund und Kantonen).

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Im Mai nahm der Bundesrat den Vernehmlassungsbericht zum Neuen Finanzausgleich
(NFA) entgegen. Seine Botschaft stellte er auf Ende Jahr in Aussicht. Kantone,
Gemeinden und Verbände hatten rund 2000 Änderungsanträge eingereicht. Die
Projektleitung teilte mit, die Rückmeldungen seien mehrheitlich positiv ausgefallen,
ernst zu nehmende Kritik mache gewisse Nachbesserung jedoch notwendig. Die NFA-
Delegation mit Vertretern aus Bund, Kantonen und Städteverband bezeichnete
daraufhin erste Korrekturen, die zu einer verbesserten Akzeptanz beitragen sollen. Bei
den Sozialleistungen soll der Bund Mindeststandards definieren, die allzu grosse
kantonale Unterschiede einschränken. Die Aufgabenfelder der Berufsbildung und der
Wohnbauförderung sollen von der „Grossbaustelle NFA“ abgekoppelt und separat
reformiert werden. Beim Agglomerationsverkehr wollte die NFA-Delegation hingegen
den Vorrang der interkantonalen Zusammenarbeit nicht preisgeben, stellte aber
Bundesmittel für ausserordentliche Grossprojekte in Aussicht. Grundsätzliche
staatspolitische Kritik kam allerdings von der SP, den Grünen und dem
Gewerkschaftsbund, welche sich gegen Kompetenzverlagerungen vom Bund zu den
Kantonen aussprachen. Einer der Hauptkritikpunkte von Seiten der Kantone war der
sogenannte Ressourcenindex, die Bemessung der finanziellen Leistungsfähigkeit eines
Kantons. Dieser Ressourcenindex soll neu aufgrund der direkten Bundessteuer
ermittelt werden und der Zentrumslast der Städte mehr Gewicht geben. (Bereits im
Januar war die Projektleitung NFA in ihrem Zwischenbericht zur Vernehmlassung zum
Schluss gekommen, der NFA sei politisch noch nicht tragfähig.) 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.05.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im November teilte der Bundesrat der Öffentlichkeit mit, dass sich seine Botschaft um
weitere neun Monate verzögert. Die Datenbasis sei zu aktualisieren und die Kantone
müssten über die Auswirkungen des NFA im Detail informiert werden. Bundesrat Villiger
bekräftigte aber, dass er am NFA in seiner jetzigen Form festhalte. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.11.2000
DANIEL BRÄNDLI

Die Vorbereitungsarbeiten für die Neugestaltung des Finanzausgleichs (NFA) konnten
im Berichtsjahr abgeschlossen werden; gegen Jahresende legte der Bundesrat seine
Botschaft vor. Ende April gab die NFA-Delegation bekannt, mit einem „Härteausgleich“
in der Höhe von 525 Mio Fr. jährlich (Bund: 350 Mio, Kantone: 175 Mio) die politische
Akzeptanz des Vorhabens sicherstellen zu wollen. Damit sollten die beim Übergang vom
geltenden zum neuen System schlechter gestellten Kantone entlastet werden.
Profitieren würden die finanzschwachen Kantone Obwalden, Freiburg, Appenzell
Ausserrhoden, Neuenburg und Jura sowie die Waadt und die finanzstarken Kantone
Zürich und Nidwalden. Der Härteausgleich führe dazu, dass alle Kantone mit einem
unterdurchschnittlichen Steuerpotenzial beim NFA als Gewinner hervorgingen. Die
Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren (FDK) erklärte sich grundsätzlich
einverstanden, senkte aber den Betrag für Härtefälle auf 430 Mio Fr.; Ende Juni fand
das Projekt auch die Billigung der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK). Nein sagten
Zug und Genf, der Stimme enthielten sich Neuenburg, Aargau, Jura und Zürich. Zug
befürchtete einen Zwang zu Steuererhöhungen und als Folge die Abwanderung von
Firmen ins Ausland, während Genf grundsätzliche Vorbehalte äusserte. Die Rhonestadt
sei zwar bereit, ärmere Kantone zu unterstützen, aus Genfer Sicht benachteilige das
neue System diese jedoch weiterhin, wie das Beispiel des Jura zeige. Ende August
wurde auf Antrag Zugs eine ausserordentliche FDK einberufen. Diese entschied mit
22:2 Stimmen gegen den Antrag der Zuger Regierung, den NFA mit einer
Belastungsobergrenze für finanzstarke Kantone zu ergänzen. Ein Gutachten der
Universität St. Gallen hatte die Abwanderungsgefahr von juristischen Personen ins
Ausland bei einer jährlichen Zusatzbelastung für Zug in der Höhe von 110 bis 120 Mio Fr.
verneint. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.01.2001
MAGDALENA BERNATH
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Mitten im Sommerloch verkündete die SP, sie erwäge, mit einer Volksinitiative die
Steuern landesweit anzugleichen – dies als Ergänzung zum NFA oder an dessen Stelle.
Sie befürworte zwar den Ressourcenausgleich, doch gehe dieser mit einer Reduzierung
der Steuerbelastungsunterschiede um 10% bis 20% zu wenig weit. Der Finanzausgleich
müsse mit einer materiellen Steuerharmonisierung verknüpft werden. Mit der Initiative,
über die der Parteitag 2002 entscheiden soll, will die SP Druck machen auf die
Parlamentsberatungen. 21

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.07.2001
MAGDALENA BERNATH

Anfangs November legte der Bundesrat die Finanzkraft der Kantone für die Jahre 2002
und 2003 neu fest. Dieser Index gilt bis zur Inkraftsetzung des NFA und beruht auf den
vier Kriterien Volkseinkommen, Steuerkraft, Steuerbelastung und Anteil des
Berggebiets. Verschiebungen ergaben sich in drei Fällen: Die beiden Appenzell stiegen
in die Gruppe der mittelstarken Kantone auf, derweil Bern neu zu den finanzschwachen
Kantonen zählt. 22

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 08.11.2001
MAGDALENA BERNATH

Im November veröffentlichte der Bundesrat auch seine Botschaft zur
„Neuausgestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwischen Bund und
Kantonen“ (NFA). Es geht dabei um Aufgaben, in welchen bisher beide Staatsebenen
über Kompetenzen verfügten und bei denen der Verlauf der Finanzströme aus den
unterschiedlichen Quellen oft wenig übersichtlich ist. Neu soll der Bund für sieben
dieser Bereiche abschliessend zuständig sein (z.B. für den Betrieb und den Unterhalt
der Nationalstrassen oder die Landesverteidigung); in dreizehn Bereichen tragen
hingegen die Kantone künftig allein die Verantwortung (z.B. bei den Sonderschulen, den
Lehrmitteln für Turnen und Sport oder der Verbesserung der Wohnverhältnisse in
Berggebieten). In neun Bereichen (mit Bundesbeteiligung) werden die Kantone
gesetzlich zur Zusammenarbeit und zum Lastenausgleich verpflichtet (z.B. Straf- und
Massnahmenvollzug oder Hoch- und Fachhochschulen). Zwölf Bereiche bleiben
Verbundaufgaben, wobei der Bund die Kantone mit Pauschalen für
Mehrjahresprogramme anstatt mit Subventionen für Einzelprojekte unterstützen will
(z.B. öffentlicher Regionalverkehr oder Prämienverbilligung in der
Krankenversicherung).

Kernelement der Vorlage bildet das neue Ausgleichssystem, das nicht mehr auf der
kantonalen Finanzkraft, sondern auf dem sogenannten Ressourcenindex beruht,
welcher vom fiskalisch ausschöpfbaren Steuerpotential der Kantone ausgeht. Dieser
aufgrund der Vernehmlassungsergebnisse von 1999 revidierte Ressourcenindex enthält
keine Lastenelemente. Doch will der Bund übermässige und unbeeinflussbare Lasten
der Kantone, die sich aus ihren geographisch-topographischen Gegebenheiten oder
ihrer Bevölkerungsstruktur ergeben, gezielt ausgleichen. Da das Parlament sowohl die
Eckwerte des Ressourcenausgleichs als auch den Umfang des Lastenausgleichs
festlegen kann, soll der Finanzausgleich, der die Unterschiede in der finanziellen
Leistungsfähigkeit und damit auch in der Steuerbelastung der Kantone verringern soll,
politisch steuerbar werden. Um den Übergang von der heutigen Regelung zur NFA
abzufedern und Härtefälle zu vermeiden, gewähren Bund und Kantone
ressourcenschwachen Kantonen gezielte Übergangshilfen. Die Botschaft enthielt auch
eine Wirkungsanalyse der vorgeschlagenen Instrumente. Diese ergab, dass wertmässig
rund 40% der heutigen Aufgaben entflochten würden. Damit vergrössere sich der
Handlungsspielraum von Bund und Kantonen und steigere ihre Effizienz. Die Vorlage
erfordert eine Reihe von Verfassungsänderungen, welche im Rahmen der Botschaft
beantragt wurden. Die nötigen Gesetzesanpassungen sollen im Anschluss an die
Verabschiedung der NFA in einer zweiten Botschaft vorgeschlagen werden. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.11.2001
MAGDALENA BERNATH

Im Frühling begann eine dreisprachige, mobile Informationsausstellung zum neuen
Finanzausgleich, welche im Verlauf des Jahres in sämtlichen Kantonen zu sehen war.
Sie wurde von Bund und Kantonen gemeinsam getragen und durchgeführt. 24

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 20.08.2002
MAGDALENA BERNATH
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Mit einer Sonderregelung für die Verteilung der Kantonsanteile an der direkten
Bundessteuer für 2002/03 federte der Bund die Einbussen ab, welche die
finanzschwachen Kantone wegen des Abstiegs des Kantons Bern in diese Gruppe hätten
erleiden müssen. Bern steuerte einen wesentlichen Beitrag bei. 25

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 12.09.2002
MAGDALENA BERNATH

Im Herbst befasste sich der Ständerat als Erstrat mit den Vorschlägen des Bundesrats
zur "Neuausgestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwischen Bund und
Kantonen" (NFA). Namens der vorberatenden Spezialkommission hielten Inderkum
(cvp, UR) und Cornu (fdp, FR) fest, dass als Alternative für das zur Debatte stehende
Projekt aus finanzieller Sicht nur eine materielle Steuerharmonisierung, aus
föderalistischer Sicht nur eine Neuaufteilung der Schweiz von den Kantonen in neue
Regionen in Frage käme. In der Eintretensdebatte wurde die generelle Stossrichtung
der NFA allgemein begrüsst. Einzig Gentil (sp, JU) kritisierte, dass die NFA zuviel
Gewicht auf die positiven Effekte des Wettbewerbs zwischen den Kantonen lege und
zuwenig auf die Festlegung von national gültigen Mindeststandards für staatliche
Leistungen (z.B. im Sozialbereich).

In der Detailberatung fasste der Ständerat auf Antrag seiner vorberatenden
Kommission die Bedingungen enger, unter welchen der Bund vorschreiben kann, dass
Kantonsaufgaben zwingend in Zusammenarbeit und mit Lastenausgleich erfüllt werden
müssen: Er beschloss erstens, die für solche allgemeinverbindliche Abkommen in Frage
kommenden neun Aufgabenbereiche Straf- und Massnahmenvollzug, kantonale
Universitäten, Fachhochschulen, Kultureinrichtungen von überregionaler Bedeutung,
Abfallbewirtschaftung, Abwasserreinigung, öffentlicher Agglomerationsverkehr,
Spitzenmedizin und Spezialkliniken sowie Institutionen zur Eingliederung und
Betreuung von Invaliden. abschliessend in der Verfassung (und nicht auf Gesetzesstufe)
aufzulisten; und zweitens siedelte er die Kompetenz, diese Abkommen
allgemeinverbindlich zu erklären (also renitente Kantone zum Beitritt zu verpflichten)
bei der Bundesversammlung und nicht beim Bundesrat an. Mit Hinweis auf die
Verpflichtung zur interkantonalen Zusammenarbeit verwarf der Rat einen Antrag
Büttiker (fdp, SO), der den Befürchtungen von Behindertenorganisationen, bei alleiniger
Zuständigkeit der Kantone käme es zu einem Leistungsabbau, Rechnung tragen wollte
und deshalb verlangte, dass der Bund bei Kantonen in Notlagen Leistungen zugunsten
der Eingliederung Invalider übernehmen sollte. Zum Schutz der ressourcenstarken
Kantone vor überbordenden Wünschen der vom Finanzausgleich Profitierenden führte
der Rat eine relative Begrenzung des Ressourcenausgleichs ein: Die Leistungen der
finanzkräftigen Kantone sollten höchstens drei Viertel der Aufwendungen des Bundes
betragen (der Bundesrat hatte diese Limite bei 100% angesetzt); ausserdem wurde die
Rücksicht auf die internationale steuerliche Konkurrenzfähigkeit in der Verfassung
verankert. Mit 22:16 Stimmen lehnte der Ständerat auf Antrag von Schmid (cvp, AI) die
vom Bundesrat vorgesehene beschränkte Verfassungsgerichtsbarkeit ab (Beurteilung
wegen Verletzung verfassungsmässiger Kompetenzen der Kantone durch ein
Bundesgesetz), kam den Ständen aber insofern entgegen, als er die Zahl der Kantone für
das Kantonsreferendum von acht auf fünf reduzierte. In der Gesamtabstimmung hiess
die kleine Kammer die Verfassungsbestimmungen zur NFA ohne Gegenstimme gut.

Die kleine Kammer stimmte auch dem zugehörigen Finanzausgleichsgesetz zu. Dabei
beschloss sie, dass der mit CHF 430 Mio. dotierte Härteausgleich für Kantone, welche
mit der neuen Regelung schlechter fahren, nach vier Jahren automatisch (um jährlich
5%) abgebaut werden soll und somit nach spätestens 24 Jahren ausläuft; Maissen (cvp,
GR) hatte eine jährliche Abnahme von 10% gefordert, während der Bundesrat dem
Parlament beim Abbau hatte freie Hand lassen wollen. In der Gesamtabstimmung gab es
zwar keine Gegenstimmen, aber einige Enthaltungen. Diese wurden zum Teil damit
begründet, dass der Rat einen Antrag Spoerry (fdp, ZH) abgelehnt hatte, welcher
verlangte, dass der neue Finanzausgleich erst in Kraft tritt, wenn auch der neue
Lastenausgleich (welcher die Sonderbelastungen der städtischen Agglomerationen
ebenfalls berücksichtigt) eingeführt ist. Enthaltungen gab es zudem wegen der
zeitlichen Begrenzung des Fonds für den Härteausgleich. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.10.2002
MAGDALENA BERNATH

01.01.65 - 01.01.22 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



In der Sommersession befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit der
„Neuausgestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwischen Bund und
Kantonen“ (NFA). Die grundsätzlich einen starken Zentralstaat bevorzugende linke
Kommissionsminderheit verlangte, auf die Vorlage nicht einzutreten, oder aber sie an
den Bundesrat zurückzuweisen mit dem Auftrag, die gesamte Sozialpolitik von der
neuen Kompetenzverteilung auszunehmen. Die beiden Anträge wurden nach einer
langen Eintretensdebatte mit 114:52 resp. 113:55 Stimmen abgelehnt. In der
Detailberatung setzte sich praktisch überall die von der Kommissionsmehrheit
unterstützte Ständeratsfassung durch. Insbesondere bestätigte der Rat gegen den
Widerstand der SP den Beschluss des Ständerats, das in der Schweiz seit jeher
praktizierte Subsidiaritätsprinzip erstmals explizit in die Verfassung aufzunehmen. Trotz
staatsrechtlicher Bedenken von linker und bürgerlicher Seite beharrte er mit 94:75
Stimmen darauf, renitente Kantone mit einem Allgemeinverbindlichkeitsbeschluss zu
zwingen, sich an der gemeinsamen Aufgabenlösung mit Lastenausgleich zu beteiligen;
einzelne Kantone müssen in diesen Fällen Gesetze übernehmen, welche sie selbst in
einer Volksabstimmung abgelehnt haben. Bei der neuen Kompetenzverteilung war, wie
bereits im Ständerat, der Bereich der Behindertenpolitik am umstrittensten. Konkret
kritisierte die Linke, unterstützt von Behindertenorganisationen, den Rückzug des
Bundes aus der Mitfinanzierung (über die IV) von Schulen, Werkstätten und Heimen für
Behinderte. Sie befürchtete, dass die Kantone nicht Willens oder nicht in der Lage
wären, die bisherigen staatlichen Leistungen ohne Einschränkungen fortzuführen. Bei
diesem Thema ergab sich im Nationalrat der einzige Abstimmungserfolg für die Linke.
Mit Hilfe des Freisinns wurde die Möglichkeit geschaffen, dass gegen kantonale
Regelungen, welche als ungenügend erachtet werden, an das Bundesgericht appelliert
werden kann. Anders waren die Fronten bei der Festlegung der Beteiligung der reichen
Kantone am Lastenausgleich. Hier verlief die Konfliktlinie quer durch das bürgerliche
Lager, wo sich die SVP und weitere bürgerliche Abgeordnete aus den wohlhabenderen
Kantonen einerseits und CVP- und FDP-Vertreter aus den ärmeren Kantonen sowie die
Linke andererseits gegenüber standen. Die zweite Gruppe setzte sich durch und
näherte die Obergrenze der Beteiligung der reichen Kantone, welche die kleine Kammer
auf 75% der eingesetzten Bundesmittel beschränkt hatte, wieder dem bundesrätlichen
Vorschlag einer gleich starken Beteiligung an. Der Rat beschloss, dass dieser Beitrag bis
zu 100% ausmachen kann. Gegen den Antrag der Kommissionsmehrheit hielt er an der
bisherigen Regelung fest, dass 8 Kantone – und nicht wie vom Ständerat beschlossen
lediglich 5 – das fakultative Referendum ergreifen können. In der Gesamtabstimmung
verabschiedete der Nationalrat die neuen Verfassungsbestimmungen gegen die
Opposition der SP und der GP mit 75:42 Stimmen.

In der Differenzbereinigung lehnte der Ständerat die vom Nationalrat geschaffene
Möglichkeit ab, Entscheide der Kantone im Bereich der Massnahmen zur
Wiedereingliederung von Behinderten in letzter Instanz bis vor das Bundesgericht
ziehen zu können. Obwohl er zugestand, dass es im Hinblick auf die Volksabstimmung
taktisch sinnvoll wäre, diesen Passus beizubehalten, lehnte er ihn aus grundsätzlichen
Überlegungen ab, da er den Zielen der aktuellen Justizreform widerspreche. Bei der
Höhe der Beteiligung der reichen Kantone am Lastenausgleich sprach er sich gegen die
Obergrenze von 100% der Bundesbeiträge aus und erhöhte sein Angebot von 75% auf
80%. In beiden Fragen gab die grosse Kammer auf Antrag ihrer Kommissionsmehrheit
nach. In der Schlussabstimmung hiess der Nationalrat die NFA gegen den Widerstand
der SP und der GP mit 126:54 Stimmen gut; in der kleinen Kammer lautete das Ergebnis
38:2. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.10.2003
MAGDALENA BERNATH

In der Beratung des zur NFA gehörenden Finanzausgleichsgesetzes machte der
Nationalrat gegen den Widerstand von SVP und FDP die explizite zeitliche Limitierung
des Härteausgleichs, wie sie der Ständerat eingeführt hatte (Abbau um jährlich 5% nach
vier Jahren), wieder rückgängig. In der Differenzbereinigung schlug der Ständerat eine
Kompromisslösung vor, welche zwar eine Terminierung des Härteausgleichsfonds
vorsieht, mit dem Abbau um jährlich 5% jedoch erst nach acht Jahren beginnt. Trotz
Protesten der SVP und FDP, für welche diese Übergangsregelung viel zu lange dauerte,
stimmte der Nationalrat dem Kompromissvorschlag zu. In der Gesamtabstimmung
(121:52 im Nationalrat und 38:3 im Ständerat) ergaben sich dieselben Fronten wie bei
der NFA. Das neue Gesetz wird erst nach dem obligatorischen Referendum über die
NFA publiziert werden 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.10.2003
MAGDALENA BERNATH
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Anfang November legte der Bundesrat die Finanzkraft der Kantone für die Jahre 2004
und 2005 fest. Dieser Index gilt als Schlüssel für den Finanzausgleich zwischen den
Kantonen und beruht auf den vier Kriterien Volkseinkommen, Steuerkraft,
Steuerbelastung und Anteil des Berggebiets. Verschiebungen ergaben sich in zwei
Fällen: Basel-Landschaft steigt von den finanzstarken zu den mittelstarken Kantonen ab,
Uri zählt wieder zu den finanzschwachen Kantonen. 29

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.11.2003
MAGDALENA BERNATH

Ende September löste der Bundesrat sein während den parlamentarischen Beratungen
zur NFA abgegebenes Versprechen ein und gab noch vor der Volksabstimmung über die
Verfassungsänderung die Ausführungsgesetzgebung zur NFA in die Vernehmlassung.
Die Änderungen von insgesamt gut 30 Bundesgesetzen werden in Form eines
referendumsfähigen Mantelerlasses zusammengefasst, dem „Bundesgesetz über die
Schaffung und die Änderung von Erlassen zur Neugestaltung des Finanzausgleichs und
der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA)“. Einerseits handelt es sich um
punktuelle Modifikationen, in einzelnen Politikbereichen wie den heutigen kollektiven
IV-Leistungen hingegen schlägt der Bundesrat ein neues Rahmengesetz zur sozialen
Integration Invalider vor. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2004
MAGDALENA BERNATH

Bei einer tiefen Beteiligung von lediglich 36,9% nahmen Volk und Stände am 28.
November 2004 die Verfassungsänderung zur Neugestaltung des Finanzausgleichs und
der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) mit 64,4% Ja-Stimmen an.
Abgelehnt wurde die Vorlage nur in den Kantonen Zug (83% Nein), Schwyz (56%) und
Nidwalden (53%).

Abstimmung vom 28. November 2004

Beteiligung: 36,9%
Ja: 1 104 565 (64,4%) / 18 5/2 Stände
Nein: 611 331 (35,6%) / 2 ½ Stände

Parolen:
– Ja: CVP (2*), FDP (1*), SVP (6*), LP, EVP, EDU, FP, Lega; economiesuisse, SGV, ZSA, SBV,
Gemeindeverband, Städteverband, Tourismusverband, Verband öffentlicher Verkehr.
– Nein: SP (9*), GP, CSP, PdA (1*); SGB, Travail.Suisse, Pro Mente Sana, Sehbehinderte,
Hörgeschädigte.
– Stimmfreigabe: SD.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 

Im Abstimmungskampf am umstrittensten war die vollständige Zuweisung der
Finanzierung der Behindertenheime und -integrationsmassnahmen an die Kantone. Ein
Teil der Behindertenorganisationen befürchtete infolge des Wegfalls der
Bundessubventionen einen Leistungsabbau und bekämpfte deshalb die NFA.
Unterstützt wurde sie dabei von der SP, den Grünen und den Gewerkschaften, welche
die Nein-Parole ausgaben, wobei sechs Kantonalsektionen der SP (BE, BL, FR, NW, TG,
UR) Annahme empfahlen und zwei die Stimme freigaben (BS, SZ). Die Modernisierung
des interkantonalen Finanzausgleichs mit seiner neuen Berechnungsbasis (steuerbare
Einkommen und Vermögen) und dem Lastenausgleich zugunsten von Gebirgskantonen
und Kantonen mit Grossstädten war an sich nicht bestritten. Da sie aber eine
Mehrbelastung von einigen Geberkantonen – und dort möglicherweise
Steuererhöhungen – mit sich brachte, regte sich Widerstand. In diesen Kantonen (BL,
NW, SZ, ZG, ZH) bekämpfte deshalb auch die SVP die Vorlage.

Gemäss Vox-Analyse am stärksten auf den Stimmentscheid ausgewirkt hat sich das
Vertrauen in den Bundesrat. Von den sozialen Merkmalen hatte nur das
Haushaltseinkommen einen gewissen Einfluss auf das Abstimmungsverhalten
(Gutsituierte nahmen die Vorlage eher an als ärmere Bevölkerungsschichten). Auffallend
ist, dass wesentlich mehr Befragte als bei anderen Abstimmungen spontan angaben, der
Empfehlung von Bundesrat und Parlament gefolgt zu sein. 31
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Im Herbst präsentierte der Bundesrat seine Botschaft betreffend die
Ausführungsgesetzgebung zu der vom Volk im Vorjahr gutgeheissenen neuen
Aufgabenverteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA). Die ebenfalls dazu gehörenden
neuen gesetzlichen Bestimmungen über den Finanzausgleich wurden für später
angekündigt. Sie sollen aber gemäss den Plänen der Landesregierung gleichzeitig mit
der Aufgabenverteilung auf Anfang 2008 in Kraft treten.Das Paket ist als „Mantelerlass“
konzipiert, der als ganzes dem fakultativen Referendum untersteht, und umfasst
Änderungen von insgesamt 30 Bundesgesetzen in den Bereichen amtliche Vermessung,
Straf- und Massnahmenvollzug, Bildung, Natur- und Heimatschutz, Landesverteidigung,
öffentliche Finanzen, öffentliche Werke und Verkehr, Umwelt, soziale Sicherheit,
Landwirtschaft sowie Wald, Jagd und Fischerei; neu geregelt werden das
Stipendienwesen, die Eingliederung von invaliden Personen und die
Ergänzungsleistungen zur AHV. In der zu Jahresbeginn durchgeführten Vernehmlassung
waren namentlich einige Vorschläge im Verkehrsbereich umstritten gewesen. Die Linke
hatte zudem erneut verlangt, dass der Bund den Kantonen die im Sozialbereich
(Eingliederungsmassnahmen für Invalide) zu erbringenden Leistungen detailliert
vorschreibt. Der Bundesrat berücksichtigte im Fall der Auslagerung des
Nationalstrassenbetriebs und -unterhalts die Einwände der Kantone und beauftragte
das Bundesamt für Strassen und nicht eine neue Stelle ausserhalb der
Bundesverwaltung mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.09.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Berichtsjahr verabschiedete das Parlament die im Vorjahr von der Regierung
vorgelegte Ausführungsgesetzgebung zur neuen Aufgabenteilung zwischen Bund und
Kantonen (NFA). Sie umfasst Änderungen von insgesamt 30 Bundesgesetzen und regelt
das Stipendienwesen, die Eingliederung invalider Personen und die AHV-
Ergänzungsleistungen neu. Hauptinstrumente der NFA bilden die
Programmvereinbarungen und als finanzielles Gegenstück die Globalbeiträge: Im
Bereich der Verbundaufgaben zwischen Bund und Kantonen regelt eine
Programmvereinbarung die strategischen Ziele, die Finanzbeiträge des Bundes und die
Finanzaufsicht. Sie liefert die Grundlage für die Gewährung von Bundesbeiträgen in
Form von Globalbeiträgen; Einzelbeiträge werden nur noch ausnahmsweise, bspw. beim
Natur- und Heimatschutz, bewilligt. Damit vergrössert sich einerseits der
Entscheidungsspielraum der Kantone, andererseits bestehen kaum mehr Anreize, ein
Projekt nur auszuführen, um Bundesbeiträge zu erhalten. (Zur Volksabstimmung über
die NFA siehe hier)

Im Ständerat warnte Kommissionssprecher Schiesser (fdp, GL) davor, mit Anträgen, die
mit der Ausführung der NFA nichts zu tun haben, in die Kompetenz der
parlamentarischen Fachkommissionen einzugreifen und „die Büchse der Pandora zu
öffnen“. In der Detailberatung hiess der Rat die meisten Bundesgesetze des
Mantelerlasses ohne grosse Erörterungen gut, so auch das neue Gesetz über die
Eingliederung der Behinderten, das klare Leistungsstandards für die
Behindertenbetreuung festlegt; vor allem dieser Teil der Vorlage hatte im Vorfeld der
Abstimmung zur NFA-Verfassungsgrundlage für Widerstand gegen das gesamte Projekt
gesorgt. Beim Nationalstrassenbau entsprach der Ständerat jedoch gegen den Antrag
des Bundesrates dem Anliegen der kantonalen Baudirektoren, dass der künftig allein
zuständige Bund nicht nur beim kleineren projektfreien Unterhalt, sondern auch beim
projektgestützten grösseren Unterhalt die Kantone einbinden und mit ihnen
Leistungsvereinbarungen abschliessen kann. Beim Krankenversicherungsgesetz, in dem
die Prämienverbilligung für Versicherte in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen
weiterhin eine Verbundaufgabe von Bund und Kantonen darstellt, beschloss die kleine
Kammer, dass sich der Bund neu pauschal mit 25% der Gesundheitskosten an der
Grundversicherung für 30% der Bevölkerung beteiligt. Mit dieser Systemänderung
vermindert sich der direkte Bundesbeitrag gegenüber heute um 600 Mio Fr. Vor diesem
Hintergrund versuchte eine linke Kommissionsminderheit vergeblich, die Kantone dazu
zu verpflichten, die bisher von Bund und Kantonen entrichteten Beiträge ab
Inkrafttreten der NFA während mindestens drei Jahren in bisheriger Höhe weiter zu
leisten. Bundesrat Merz betonte, dass der Bund die Mittel zugunsten der Kantone für
die Krankenversicherung zwar um 600 Mio Fr. zurückfahre, den Kantonen aber zur
Kompensation neue, frei verfügbare Mittel zur Verfügung stünden. Beim
Stipendiengesetz lehnte der Rat Anträge der Linken für eine materielle Harmonisierung
der Stipendien und Darlehen ab. Die Mehrheit sah zwar Handlungsbedarf, doch sei die
NFA der falsche Ort für eine Stipendiendiskussion. Chancenlos blieben deshalb linke
Minderheitsanträge, welche die Erst-, Zweit- und Weiterbildung definieren resp. die
Beiträge des Bundes an die Aufwendungen der Kantone für Ausgabenbeihilfen auf 16%
festlegen wollten. Neu basieren die Bundeskredite zugunsten der Kantone für
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Stipendien nicht mehr auf dem Durchschnittswert der Aufwendungen der letzten
Jahre, sondern auf der Bevölkerungszahl der Kantone. Der Ständerat hiess die
Ausführungsgesetzgebung zur NFA mit 25:5 Stimmen bei 2 Enthaltungen gut.

Im Nationalrat blieb ein Rückweisungsantrag einer Kommissionsminderheit Goll (sp,
ZH), welcher ein stärkeres Engagement des Bundes im Sozialbereich und
gesamtschweizerische Minimalstandards für das Stipendienwesen verlangt hatte,
chancenlos. In der Detailberatung lehnte es der Rat beim Nationalstrassenbau anders
als die kleine Kammer ab, grosse Unterhaltsarbeiten auch den Kantonen zu übertragen.
Verworfen wurde ferner ein Antrag der Linken, das fakultative Referendum für
Parlamentsbeschlüsse zur allgemeinen Linienführung und zur Art von Nationalstrassen
einzuführen und den Nationalstrassenbau so analog zu den grossen Eisenbahnprojekten
zu behandeln. Durchzusetzen vermochten sich SP und Grüne jedoch beim IV-Gesetz,
wonach der Bund logopädische und psychomotorische Therapien zugunsten der
Eingliederung Invalider zu unterstützen habe; der Bundesrat wollte diese Massnahmen
ausnehmen, da die IV sie schon bisher nicht als medizinische, sondern als sozial- und
sonderpädagogische Behandlungen eingestuft hatte, welche die NFA neu den Kantonen
überträgt. Beim KVG wehrte sich die Linke erfolglos gegen die Senkung der zukünftigen
Bundesbeiträge und forderte eine dreijährige Übergangsfrist. Beim Stipendiengesetz
schloss sich der Nationalrat der kleinen Kammer an, wonach die Bundesbeiträge für
Stipendien und Studiendarlehen nach der Bevölkerungszahl auf die Kantone zu
verteilen sind. Abgelehnt wurden jedoch Anträge zu einer Harmonisierung der Beiträge,
zur stärkeren Verlagerung der Stipendien zugunsten von Darlehen resp. umgekehrt, zur
Aufhebung der Alterslimite resp. deren Erhöhung bis zum 35. Altersjahr sowie zu
Vorgaben betreffend die Höhe von Ausbildungsbeiträgen. Bei den AHV/IV-
Ergänzungsleistungen beschloss die grosse Kammer mit Zustimmung des Bundesrats,
dass die Kantone auch vom Arzt verordnete Bade- und Erholungskuren vergüten
müssen. Ausserdem muss sich der Bund stärker an den Kosten für Personen beteiligen,
die in Heimen und Spitälern wohnen. Die grosse Kammer hiess die NFA-
Ausführungsgesetzgebung mit 104:63 Stimmen gut.

In der Differenzbereinigung setzte sich der Nationalrat beim Nationalstrassenbau durch
und schloss die Kantone von den grossen Unterhaltsarbeiten aus. Im Bereich der
Ergänzungsleistungen stimmte er hingegen einer stärkeren Belastung der Kantone zu:
Demnach übernimmt der Bund sowohl bei Personen, die sich zu Hause aufhalten als
auch bei jenen in einem Heim je fünf Achtel der Kosten, und die Kantone müssen
Beträge, die im Heim oder im Spital über die Existenzsicherung hinausgehen, zu 100%
übernehmen. Bei den logopädischen und psychomotorischen Therapien verzichtete
der Rat ebenfalls auf seine Lösung und strich sie von der Liste jener Massnahmen, die
der Bund zu bezahlen hat. Die Vorlage passierte die Schlussabstimmung im Ständerat
mit 37:5 Stimmen bei 2 Enthaltungen, im Nationalrat mit 123:62 Stimmen bei 4
Enthaltungen; SP und Grüne hatten sie abgelehnt. 33

Ende Jahr präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Festlegung des Ressourcen-
, Lasten- und Härteausgleichs. Demnach stellt der Bund im Einführungsjahr der
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen insgesamt rund CHF 2,5 Mrd. für die
neuen Ausgleichsgefässe zur Verfügung. Von der Ausgleichssumme des Bundes gehen
72,5% (CHF 1,8 Mrd.) in den vertikalen Ressourcenausgleich und 27,5% (CHF 682 Mio.)
in den geografisch-topografischen und den soziodemografischen Lastenausgleich. Der
durch die ressourcenstarken Kantone finanzierte horizontale Ressourcenausgleich
beträgt 70% des vertikalen Ressourcenausgleichs (rund CHF 1,26 Mrd.). Mit diesen
Beschlüssen entsprach der Bundesrat der Stellungnahme der Konferenz der
Kantonsregierungen (KdK) und der überwiegenden Mehrheit der Kantone. – Für den
zeitlich befristeten Härteausgleich, der jenen ressourcenschwachen Kantonen zugute
kommt, die durch den Übergang zur NFA nicht ein bestimmtes Mindestausmass an
finanzieller Entlastung erfahren, stellt der Bund CHF 287 Mio. bereit, die Kantone
weitere CHF 143 Mio. Beim Übergang zur NFA sind (mit Ausnahme des Härteausgleichs)
die finanziellen Be- und Entlastungen zwischen Bund und Kantonen insgesamt
ausgeglichen. (Zu den Geberkantonen gehören gemäss Globalbilanz 2004/05 BL, GE,
NW, SZ, TI, ZG und ZH; Empfängerkantone sind AG, AI, AR, BE, BS, FR, GL, GR, JU, LU,
NE, OW, SG, SH, SO, TG, UR, VD und VS.)

In der Vernehmlassung war die Vorlage auf ein insgesamt positives Echo gestossen.
Namentlich die KdK, einzelne Kantone, der Städte- und Gemeindeverband, die
Spitzenverbände der Wirtschaft und die politischen Parteien äusserten sich
mehrheitlich wohlwollend. Die ressourcenstarken Kantone wollten ihren Beitrag im
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horizontalen Ressourcenausgleich jedoch auf zwei Drittel (statt 70%) des Beitrags des
Bundes festgelegt haben, zudem sprachen sie sich für eine deutliche
Gewichtsverschiebung vom geografisch-topografischen zum soziodemografischen
Lastenausgleich aus, während der Härteausgleich nur an ressourcenschwache Kantone
ausgerichtet werden soll, die beim Übergang zur NFA erheblich weniger Geld erhalten.
Die SVP lehnte als einziger Vernehmlassungsteilnehmer den Entwurf ab aufgrund der
vorgesehenen Ausgestaltung des Härteausgleichs und der aus ihrer Sicht fehlenden
Darstellung der Einsparungen, die sich mit der NFA realisieren liessen. 34

Ende 2006 hatte der Bundesrat seine Botschaft zur Festlegung des Ressourcen-,
Lasten- und Härteausgleichs vorgestellt. Das dritte Paket zur Neugestaltung des
Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) hatte im
Wesentlichen den Finanzausgleich im engeren Sinne zum Gegenstand. Dabei ging es um
die Dotierung des Ressourcen-, Lasten- und Härteausgleichs. Die Botschaft war
unterteilt in drei Vorlagen von denen die erste den Bundesbeschluss über die
Festlegung der Grundbeiträge des Ressourcen- und Lastenausgleichs beinhaltete.
Hierbei ging es um die Festlegung des Beitrages der ressourcenstarken Kantone und
jene des Bundes an den Ressourcenausgleich zu Gunsten der ressourcenschwachen
Kantone. Andererseits bestimmt dieser Bundesbeschluss die Grundbeiträge des
Bundes an Kantone mit Sonderlasten, dies im Rahmen des geografisch-topografischen
und des soziodemografischen Lastenausgleiches. Der zweite Bundesbeschluss
behandelte die Festlegung des Härteausgleichs, welcher jenen ressourcenschwachen
Kantonen zugute kommt, die durch den Übergang zur NFA nicht ein bestimmtes
Mindestmass an finanzieller Entlastung erfahren. Bei der dritten Vorlage ging es um eine
Übergangsbestimmung zum IV-Gesetz, zur Regelung der beim Übergang zur NFA noch
ausstehenden nachschüssigen Beiträge der IV an die Behinderteninstitutionen. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.01.2007
LINDA ROHRER

Besonders zu Reden gab der NFA im Kanton Tessin, welcher sich mit der Tatsache
konfrontiert sah, neu zu den Nettozahlern des Systems zu gehören. Bei den früheren
Berechnungen war er noch unter den Nettoempfängern gewesen. Diese Verschiebung
sorgte in der Südschweiz für Verwunderung und Empörung. Man fragte sich, wie es sein
könne, dass der Kanton mit den tiefsten Löhnen und der zweithöchsten
Arbeitslosenquote zu den Reichen zählen kann. Der Grund für die Veränderung war
allerdings nicht in Bern, sondern im Tessin selbst zu suchen, das eine erfreuliche
wirtschaftliche Entwicklung durchgemacht hatte. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.03.2007
LINDA ROHRER

Der Ständerat behandelte die Festlegung des Ressourcen-, Lasten- und
Härteausgleichs zuerst. Dabei versuchten Vertreter der ressourcenstarken Kantone
ohne Erfolg ihre Belastung zu reduzieren. Den Ressourcenausgleich dotierte der
Ständerat mit 3,06 Mia Fr., wobei der Bund mit 1,8 Mia und die ressourcenstarken
Kantone mit 1,26 Mia pro Jahr zur Kasse gebeten werden. Die Mehrheit des Ständerates
war der Ansicht, dass Kürzungen das anvisierte Ziel gefährden würden, dass alle
Kantone bei einem Landesmittel von 100% ein Ressourcenpotential von 85 Punkten
erreichen. Den Härteausgleich, der zu zwei Dritteln vom Bund und zu einem Drittel von
den Kantonen bezahlt wird, dotierte der Ständerat schliesslich mit 430 Mio Fr. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Die Debatte im Nationalrat über die Festlegung des Ressourcen-, Lasten- und
Härteausgleichs verlief ähnlich wie im Ständerat. Die grosse Kammer folgte dem
Bundesrat und verwarf sämtliche Änderungsanträge. Beim Ressourcenausgleich
scheiterten Begehren, die den auf 70% des vertikalen Ausgleichs festgesetzten
horizontalen Ausgleich der Kantone reduzieren oder erhöhen wollten. Beim
Härteausgleich scheiterte eine bürgerliche Minderheit mit dem Anliegen, den innert 28
Jahren abzubauenden Härteausgleich bereits zu Beginn um einen Viertel zu kürzen.
Bundesrat Merz warnte erfolgreich davor, an diesem Gefäss etwas zu ändern, da es als
„politisches Schmiermittel“ wichtig für die Akzeptanz des NFA sei. 38
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Eine Motion der WAK des Nationalrates, welche den Bundesrat beauftragte, in
Zusammenarbeit mit den Kantonen Verbesserungsmöglichkeiten der Kontrolle über
den Bezug der direkten Bundessteuer zu prüfen, mit dem Ziel, die Ordnungsmässigkeit
zu gewährleisten, wurde vom Nationalrat angenommen. Der Ständerat nahm die Motion
ebenfalls an, allerdings in leicht geänderter und präziserer Fassung. Dem stimmte
anschliessend auch der Nationalrat zu. 39

MOTION
DATUM: 14.06.2007
LINDA ROHRER

Für Differenzen bei der  Festlegung des Ressourcen-, Lasten- und Härteausgleichs
sorgten die Bestimmungen im IV-Gesetz zur Regelung der beim Übergang zur NFA noch
ausstehenden nachschüssigen Beiträge der IV an die Behinderteninstitutionen. Von
diesen nach altem Recht noch fälligen Zahlungen von 1,96 Mia Fr. hatte der Bund 736
Mio und die Kantone 245 Mio zu übernehmen. Die restlichen 981 Mio sollten gemäss
Beschluss des Ständerates der IV belastet werden. Anstelle dieser Lösung beschloss der
Nationalrat nun aber mit 113 zu 70 Stimmen, die 981 Mio nicht der IV, sondern je zur
Hälfte Bund und Kantonen zu überbürden. Die Kommissionsmehrheit, bei der Vertreter
des links-grünen Lagers und der SVP-Fraktion zusammenspannten, argumentierte, dass
die Kantone finanziell mittragen sollten, was sie mit verantwortet hätten. Der Ständerat
widersetzte sich dem Vorschlag des Nationalrates und schlug einen Kompromiss vor, als
der Nationalrat an seinem Modell festhielt. Bei dieser Lösung sollten die 981 Mio hälftig
auf die IV und die öffentliche Hand verteilt werden. Diesem Kompromiss schloss sich
der Nationalrat in der Folge an. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.2007
LINDA ROHRER

Im Anschluss an dieses Geschäft behandelte der Ständerat noch eine Standesinitiative
des Kantons Zug. Diese hatte verlangt, dass in die Bundesverfassung Obergrenzen für
die Belastung der finanzkräftigen Kantone durch den Finanzausgleich aufgenommen
werden. Auf Empfehlung seiner vorberatenden Kommission gab der Rat diesem
Vorstoss keine Folge. Ob die Belastung dieser Kantone zu hoch sei, werde aber in dem
vom Parlament vom Bundesrat geforderten Evaluationsbericht zur NFA mit
Bestimmtheit thematisiert werden. 41

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.09.2007
HANS HIRTER

Das Parlament verabschiedete im Berichtsjahr die Vorschläge des Bundesrats zur
Festlegung des Ressourcen-, Lasten- und Härteausgleichs. Der Ständerat befasste
sich als erster damit und stimmte auf Antrag seiner Kommissionsmehrheit dem
Bundesratsentwurf zu. Nachdem Eintreten unbestritten war, lehnte er mit 32 zu 12
Stimmen einen Antrag der Vertreter der finanzstarken Kantone ab, den Anteil dieser
Kantone an den Grundbeitrag von den vom Bundesrat vorgeschlagenen 70% auf 68% zu
senken. Nicht besser erging es auch dem von Abgeordneten der städtischen Kantone
eingebrachten Antrag, den Lastenausgleichsfonds nicht je zur Hälfte für den Ausgleich
von topographischen Lasten (d.h. Berggebiete) respektive von soziodemographischen
Lasten (d.h. hohe Anteile an Armen, Alten und Ausländern) zu verwenden, sondern im
Verhältnis 40% zu 60%. Ebenfalls abgelehnt wurde ein Antrag von gleicher Seite, den
Härteausgleich für die ersten acht Jahre von den beantragten CHF 430 Mio. pro Jahr
auf CHF 257 Mio. zu kürzen.
Auch im Nationalrat war Eintreten unbestritten. Der Rat lehnte in der Detailberatung
Anträge der Linken resp. der SVP ab, den Beitrag der finanzstarken Kantone über resp.
unter den vom Bundesrat beantragten 70% anzusetzen. Keine Gnade fanden auch
Vorschläge der Linken und einigen städtischen Abgeordneten, den Anteil des
soziodemographischen Lastenausgleichs von 50% auf 55% zu erhöhen, resp. von
Parlamentariern aus finanzstarken Kantonen, den Beitrag an den Härteausgleichsfonds
zu kürzen. Differenzen zwischen den beiden Kammern gab es einzig bei den
Übergangsbestimmungen bei der Invalidenversicherung. Hier setzte sich die im
Nationalrat von der Linken und der SVP unterstützte Forderung durch, dass entgegen
dem Bundesratsvorschlag auch die Kantone einen Beitrag zur Sanierung dieser hoch
verschuldeten Versicherung leisten müssen. In der Schlussabstimmung gab es im
Ständerat beim Ressourcen- und Lastenausgleich 6 Gegenstimmen, beim
Härteausgleich deren zwei. Im Nationalrat zählte man 2 resp. 12 Gegenstimmen. Die
Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und
Kantonen wurde auf Anfang 2008 in Kraft gesetzt. 42
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Nach dem Ständerat beschloss auch der Nationalrat, der Standesinitiative des Kantons
Zug für die Festlegung von Obergrenzen für die Belastung der finanzkräftigen Kantone
durch den eidgenössischen Finanzausgleich keine Folge zu geben. 43

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.10.2008
MARIANNE BENTELI

Dem Kanton St. Gallen sind aufgrund eines Berechnungsfehlers CHF 85 Mio. beim
neuen Finanzausgleich entgangen. Eine Motion Reimann (svp, SG) regte nun an, diese
entgangenen Zahlungen über die Ausgleichszahlungen 2009/2010 zu 100% zu
kompensieren. Dieser Forderung wurde von beiden Räten zugestimmt und die Motion
somit überwiesen.  44

MOTION
DATUM: 10.03.2009
NATHALIE GIGER

Der Bundesrat schickte eine Revision des Finanzkontrollgesetzes (FKG) in die
Vernehmlassung mit der eine Prüflücke der Finanzaufsicht bei der direkten
Bundessteuer geschlossen werden soll. Die Revision geht auf eine Motion der WAK des
Nationalrates aus dem Jahr 2007 zurück, die in Zusammenarbeit mit den Kantonen
Verbesserungsmöglichkeiten der Kontrolle über den Bezug der direkten Bundessteuer
gefordert hatte. Mit der Revision soll nun die bereits bestehende und gepflegte
Zusammenarbeit der Eidgenössischen Finanzkontrolle (EFK) mit den kantonalen
Finanzkontrollen verstärkt werden. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2010
NATHALIE GIGER

Ende November präsentierte der Bundesrat die Botschaft zur Festlegung des
Ressourcen- und Lastenausgleichs zwischen Bund und Kantonen für die
Beitragsperiode 2012-2015. Darin beantragte der Bundesrat im Wesentlichen die neuen
Grundbeiträge des horizontalen- und vertikalen Ressourcenausgleichs sowie des
geografisch-topografischen und sozio-demografischen Lastenausgleichs für die
nächste Beitragsperiode. Die Botschaft stützte sich dabei auf einen erstmals erstellten
Bericht über die Wirksamkeit des Finanzausgleichs. Weiter soll mit einer Teilrevision
des Bundesgesetzes über den Finanz- und Lastenausgleich eine Gesetzeslücke
geschlossen werden. Es sollen dabei die Voraussetzungen festgelegt werden, unter
denen fehlerhafte Ausgleichszahlungen rückwirkend berichtigt werden können . 46

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.11.2010
NATHALIE GIGER

Im Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG) ist unter anderem
geregelt, dass der Bundesrat periodisch Bericht über die Wirksamkeit des
Finanzausgleichs zwischen Bund und Kantonen (NFA) zu erstatten hat. Auf der Basis
dieses Berichts wird die Neudotierung der Ausgleichsgefässe für die anstehende
Beitragsperiode vorgenommen. Im Juli schickte der Bundesrat den ersten
Wirksamkeitsbericht für den Zeitraum 2008–2011 (Bundesrat: Wirksamkeitsbericht des
Finanzausgleichs zwischen Bund und Kantonen 2008–2011 (31.3.10); Eidgenössische
Finanzverwaltung: Vernehmlassungsergebnis zum Wirksamkeitsbericht des
Finanzausgleichs zwischen Bund und Kantonen 2008-2011 (20.7.10)) zusammen mit
Massnahmenvorschlägen für die Periode 2012–2015 in die Vernehmlassung. Die
Konferenz der Kantonsregierungen und die meisten Kantone, Parteien und Verbände
äusserten sich grundsätzlich positiv zur NFA, auch wenn deren Wirksamkeit noch nicht
richtig abgeschätzt werden könne. Die SVP schlug vor, die Einführung einer Obergrenze
für Geberkantone zu diskutieren. Die SP kritisierte, dass die versprochene Nivellierung
der Steuerunterschiede zwischen den Kantonen bisher nicht eingetreten sei und
verwies auf ihre Steuergerechtigkeitsinitiative. Die CVP und die FDP mahnten an, dass
es zu früh sei, um Änderungen vorzunehmen. Noch im November legte der Bundesrat
seine Botschaft zur Änderung des FiLaG und zur Festlegung des Ressourcen- und
Lastenausgleichs zwischen Bund und Kantonen für 2012–2015 vor. Er stellte darin drei
verschiedene Vorlagen zur Diskussion. Vorlage A soll eine Gesetzeslücke schliessen und
die Voraussetzungen für eine rückwirkende Berichtigung fehlerhafter
Ausgleichszahlungen schaffen. Vorlage B umfasst die Vorschläge für die neuen
Grundbeiträge des horizontalen und vertikalen Ressourcenausgleichs. In Vorlage C sind
die Anträge des Bundesrats zu den geplanten Grundbeiträgen des geografisch-
topografischen und des soziodemografischen Lastenausgleichs zusammengefasst. Die
Beratung der Räte stand im Berichtjahr noch aus. 47
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Eine parlamentarische Initiative Robbiani (svp, TI) fordert die Verlängerung der Fristen
zur Finanzierung von Institutionen für Behinderte. Mit der Einführung des
Bundesgesetzes über den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG) wurde die Zuständigkeit
für die Institutionen der Behindertenbetreuung den Kantonen übergeben. Für die
Institutionen, denen vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes über den Finanz- und
Lastenausgleich Gelder bewilligt worden waren, war in den Übergangsbestimmungen
des Gesetzes eine Frist von drei Jahren festgelegt. Laut Robbiani reiche nun diese Frist
nicht aus, was dazu führe, dass die betroffenen Institutionen die ihnen zugesicherten
Bundesgelder nicht mehr erhielten. Die entstandenen Kosten würden auf die Kantone
überwälzt. Der Nationalrat war in der Herbstsession entgegen dem Antrag des
Bundesrates auf den von seiner Kommission ausgearbeiteten Erlassentwurf eingetreten
und hiess ihn gut. Der Ständerat hingegen befand, dass kein Handlungsbedarf mehr
bestehe, da bis zum Verhandlungszeitpunkt die Schlussberichte nur noch in zwei
Institutionen ausstehend waren und sich das Dossier somit bereits erledigt hatte.
Weiter wurde festgehalten, dass faktisch sechs Jahre Übergangsfrist zur Verfügung
gestanden hätten und somit die Spielregeln für alle bekannt gewesen seien. 48

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.12.2010
NATHALIE GIGER

Im November 2010 legte der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des
Bundesgesetzes über den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG) und zur Festlegung des
Ressourcen- und Lastenausgleichs zwischen Bund und Kantonen für 2012 bis 2015 vor.
Die Vorlagen sollten eine Gesetzeslücke schliessen, die Voraussetzungen für eine
rückwirkende Berichtigung fehlerhafter Ausgleichszahlungen schaffen, Vorschläge für
die neuen Grundbeiträge des horizontalen und vertikalen Ressourcenausgleichs
unterbreiten und die Anträge des Bundesrats zu den geplanten Grundbeiträgen des
geografisch-topografischen und des soziodemografischen Lastenausgleichs
zusammenfassen. Entwurf 1, die Änderung des Bundesgesetzes über den Finanz- und
Lastenausgleich (FiLaG), wurde im Juni des Berichtsjahres von beiden Räten
angenommen. Auch Entwurf 2 und 3, über die Festlegung der Grundbeiträge des
Ressourcenausgleichs für die Beitragsperiode 2012-2015 und die Festlegung der
Grundbeiträge für den Lastenausgleich, wurden vom National- und Ständerat im Juni
angenommen. Zuvor hatte sie der Nationalrat im März vom Entwurf des Bundesrates
abweichend an den Ständerat überwiesen. Dieser gab ihn allerdings noch einmal
verändert an den Nationalrat zurück, welcher dann seine Zustimmung gab. Der
Nationalrat wollte gegen den Willen seiner Finanzkommission zusätzliches Bundesgeld
umfänglich Kantonen mit grossen Städten zusprechen. Im Ständerat fand sich dafür
jedoch keine Mehrheit. 49

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 17.06.2011
DEBORA SCHERRER

Das Parlament beschäftigte sich mit der Festlegung des Ressourcen- und
Lastenausgleichs zwischen Bund und Kantonen für die Beitragsperiode 2012-2015. Die
2008 eingeführte Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung (NFA)
sah eine Haushaltsneutralität für die Kantone vor. Aufgrund einer ersten Analyse wurde
festgestellt, dass die Kantone insgesamt um 100 Millionen Franken stärker belastet
wurden als im alten System. Um diese Mehrbelastung der Kantone zu kompensieren,
stellte der Bund inklusive Verzinsung zusätzliche 112 Millionen Franken pro Jahr zur
Verfügung, wodurch sein Beitrag auf 2,317 Milliarden Franken stieg. Der Bundesrat und
die Kommissionsmehrheit beantragten in Bezug auf die Verteilung des zusätzlichen
Betrags den gewohnten Schlüssel anzuwenden. Demnach sollten 81,2 Millionen Franken
in den Ressourcenausgleich und 30,8 Millionen Franken in den Lastenausgleich fliessen,
wobei der topografische und der soziodemografische Kanal jeweils die Hälfte vom
letztgenannten Betrag erhalten sollten. Im Nationalrat setzte sich eine
fraktionsübergreifende Kommissionsminderheit mit ihrem Antrag durch, den gesamten
Betrag dem soziodemografischen Ausgleich zukommen zu lassen. Dies begründeten die
Befürworter damit, dass die sozialen Lasten die geotopografischen bei weitem
überstiegen. Die unterlegenen Nationalräte hielten dagegen, dass die
ressourcenstarken, urbanen Kantone in der Regel ihre Lasten leichter tragen konnten
als die Bergkantone. Der Entscheid zu Gunsten der städtischen Kantone fällte eine
Mehrheit aus Vertretern der urbanen Kantone sowie der fast geschlossenen Linken mit
87 zu 73 Stimmen. Erfolglos blieb dagegen der Versuch, die Zahlungen der
Geberkantone im Rahmen des Ressourcenausgleichs auf zwei Drittel des
Bundesbeitrags zu begrenzen, wodurch die Kantone Zürich, Schwyz, Zug, Nidwalden,
Basel-Stadt, Waadt und Genf um rund 90 Millionen Franken entlastet worden wären.
Auch eine von der Ratslinken geforderte Steuerdumping-Bremse fand keine Mehrheit.
Die SP und die Grünen forderten, dass die Bezügerkantone kein oder weniger Geld
erhalten sollten, sofern ihre Steuerbelastung unter dem Durchschnitt der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2011
LAURENT BERNHARD

01.01.65 - 01.01.22 16ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Geberkantone liegen sollte. Diesem Ansinnen erteilte der Nationalrat mit 97 zu 58
Stimmen eine Abfuhr. Der Ständerat beschloss erwartungsgemäss keine Veränderungen
an den Modalitäten des NFA vorzunehmen. In der kleinen Kammer bildeten die Kantone,
die vom geografisch-topografischen Ausgleich profitierten, eine solide Mehrheit, was
ihnen erlaubte, die im Nationalrat angenommene Änderung des Verteilschlüssels des
Lastenausgleichs abzulehnen. In der Sommersession gab der Nationalrat schliesslich
nach. Ohne grössere Diskussionen wurde beschlossen, die zusätzlichen vom Bund
bereitgestellten 112 Mio. Franken nach den bestehenden Regeln zu verteilen. 50

Die Regierungen von Geberkantonen übten zunehmend Kritik an der Neugestaltung des
Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA). Zum
einen forderten die Zentrumskantone Zürich, Genf, Waadt und Basel-Stadt angesichts
der drohenden Steuerausfälle im Zusammenhang mit dem Steuerstreit mit der
Europäischen Union (EU) kompensatorische Massnahmen bei der Festlegung der
Ausgleichszahlungen. Zum anderen stellten die finanzstarken Kantone Zug und Schwyz,
welche pro Kopf am meisten in die Ausgleichstöpfe einzahlten, das Ausmass der
interkantonalen Solidarität in Frage. Vor diesem Hintergrund forderte eine
Standesinitiative des Kantons Schwyz eine Anpassung des Finanz- und
Lastenausgleichs. Im Zentrum stand die Schaffung einer neutralen Zone. Demnach
sollten ressourcenschwache Kantone, welche die Mindestausstattung bereits vor dem
Ausgleich erreichten, keine Transferzahlungen mehr erhalten. Diese sollten also den
ressourcenschwächsten Kantonen vorbehalten werden. In der Herbstsession gab der
Ständerat der Standesinitiative mit 30 zu 10 Stimmen keine Folge. Dieser Entscheid war
insofern nicht überraschend, als die Vertreter der Bezügerkantone in der kleinen
Kammer über eine solide Mehrheit verfügten. Der Entscheid des Nationalrats war noch
hängig. 51

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.09.2012
LAURENT BERNHARD

Diskussionslos überwies der Ständerat in der Herbstsession ein Postulat Stadler (glp,
UR), welches den Bundesrat mit der Überprüfung der Einhaltung der NFA-Prinzipien
beauftragte, namentlich der Subsidiarität, der fiskalischen Äquivalenz
(Übereinstimmung von Nutzniessern, Kosten und Entscheidungsträgern) und der neuen
Zusammenarbeits- und Finanzierungsformen zwischen Bund und Kantonen
(Programmvereinbarungen sowie Global- und Pauschalbeiträge). 52

POSTULAT
DATUM: 13.09.2012
LAURENT BERNHARD

Die im Juli von der Eidgenössischen Finanzverwaltung veröffentlichten Zahlen zum
Finanzausgleich (NFA) 2012 und 2013 wiesen neun Kantone (ZH, ZG, GE, BS, SZ, VD, NW,
BL und SH) als Nettozahler aus. Im Vergleich zu 2012 war der Kanton Schaffhausen für
2013 neu als ressourcenstarker Kanton eingestuft worden. Grösster Geberkanton blieb
Zürich, obwohl er um 4 Indexpunkte schwächer eingestuft wurde als noch im Vorjahr.
Trotz den CHF 45,7 Mio. weniger zahlte der wirtschaftsstarke Kanton noch CHF 382 Mio.
ein. Von den Nettoempfängern war hinsichtlich der Gesamtsumme der Kanton Bern der
grösste Profiteur. Der Hauptstadtkanton erhielt mit rund CHF 1,1 Mrd. CHF 101 Mio.
mehr als noch im Vorjahr. Damit erntete Bern Kritik von den Innerschweizer Kantonen.
In der NLZ wurde gar die Frage gestellt, ob die Berner die Griechen der Schweiz seien.
Der Kanton Schwyz hatte noch Ende 2011 eine Standesinitiative zur Anpassung des
Finanzausgleichs eingereicht. (St.Iv. 11.320) Dagegen wehrte sich allerdings der
Präsident der Finanzdirektorenkonferenz Christian Wanner (SO, fdp). Das 2008
eingeführte System habe 15 Jahre für seine Entstehung gebraucht und müsse nun
zuerst einmal ein paar Jahre funktionieren. Erst dann könne man eine saubere Analyse
machen und allenfalls Korrekturen anbringen. Gleicher Meinung war der Ständerat, der
den Schwyzer Vorstoss ablehnte. Die Idee aus Schwyz ist, neben Geber- und
Nehmerkantonen eine neutrale dritte Gruppe von mittelstarken Kantonen zu schaffen,
die kein Geld mehr erhalten würden. Dafür würden die schwachen Kantone etwas
stärker profitieren und die Geberkantone weniger bezahlen müssen. Die vorbereitende
Finanzkommission des Nationalrates empfahl den Vorstoss noch im Berichtsjahr
ebenfalls zur Ablehnung. Der Bundesrat solle aber die Anliegen im Rahmen des zweiten
Wirksamkeitsberichtes, der auf 2015 angesetzt ist, prüfen. Die Zuger Regierung
kommentierte die Finanzausgleichszahlen mit dem scharfen Hinweis, dass die
Solidarität zwischen den Kantonen langsam aber sicher überstrapaziert sei und
forderte, dass Steuersenkungen nicht mit NFA-Geldern finanziert werden dürften.
Gleichzeitig wurden Forderungen der von der Zweitwohnungsinitiative betroffenen
Berggebiete nach Bundeshilfe laut und die urbanen Kantone forderten eine bessere
Berücksichtigung ihrer Sonderlasten für die Berechnung des Finanzausgleichs (Mo.
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11.3504). Auch Genf und Zürich mischten sich in die Diskussionen ein. Die beiden
Kantone planten eine deutliche Senkung der Unternehmensgewinnsteuern und eine
Kompensation via Finanzausgleich. Der Streit zwischen den Kantonen und das Bild der
reichen Kantone, welche die armen Miteidgenossen alimentieren, überdeckten
allerdings den Umstand, dass die meisten Ausgangsgelder nicht vertikal, sondern
horizontal flossen. Sollten die Kantone für 2013 insgesamt CHF 1,6 Mrd. in die NFA-
Töpfe einbezahlen, steuerte der Bund insgesamt CHF 3,2 Mrd. bei. 53

Gegen den Antrag des Bundesrats überwies der Nationalrat in der Wintersession eine
Motion seiner Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK-NR). Aufgrund
der Verschiebung der Lasten zwischen den Kantonen, die durch die Abschaffung der
Rückerstattungspflicht des Heimatkantons für Bedürftige verursacht wurde, erhielt
die Landesregierung den Auftrag, im Rahmen der NFA einen Lösungsvorschlag zu
unterbreiten. Der Entscheid im Ständerat war noch ausstehend. 54

MOTION
DATUM: 03.12.2012
LAURENT BERNHARD

Der Ständerat sprach sich in der Sommersession gegen eine Motion der Kommission für
soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrats (SGK-NR) aus, die aufgrund der
Abschaffung der Rückerstattungspflicht des Heimatkantons für Bedürftige den
Bundesrat beauftragen wollte, im Rahmen des Finanzausgleichs einen Lösungsvorschlag
zu unterbreiten. Im Vorjahr hatte der Nationalrat diesem Vorstoss zugestimmt. 55

MOTION
DATUM: 20.06.2013
LAURENT BERNHARD

Mitte Mai wurde der Zuger Finanzdirektor Peter Hegglin (cvp) als Nachfolger von
Christian Wanner (SO, fdp) zum Präsidenten der Finanzdirektorenkonferenz (FDK)
gewählt. Mit Hegglin steht neu ein Vertreter eines reichen NFA-Geberkantons an der
Spitze des Gremiums. Er wolle sich für einen fairen Finanzausgleich einsetzen, gab
Hegglin zu Protokoll. Der Zuger Magistrat war 2012 als starker Kritiker des grössten
Empfängerkantons Bern aufgefallen: Die Angestellten gingen im Hauptstadtkanton mit
63 in Pension, was die anderen Kantone berappen müssten. Der vielfach kritisierte
Kanton Bern selber verwies auf den Umstand, dass er zwar in absoluten Zahlen am
meisten von der NFA profitiere, pro Kopf aber nur an sechster Stelle liege. Zudem lud
die Finanzdirektorin des Kantons Bern, Beatrice Simon (bdp), die Finanzdirektoren
zweier potenter Geberkantone – Peter Hegglin (ZG) und Kaspar Michel (SZ) – nach Bern
ein, um sie für die Strukturprobleme des Hauptstadtkantons zu sensibilisieren. 56

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 05.07.2013
MARC BÜHLMANN

Ende Oktober hiess der Bundesrat im Rahmen einer Teilrevision der Verordnung über
den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaV) die Ausgleichszahlungen für das Jahr 2014
gut. Die Anpassungen erfolgten aufgrund der jährlichen Aktualisierung der
Ressourcenindizes, die das Steuerpotential der Kantone erfassen. Der Kanton Basel-
Landschaft wechselte nach zwei Jahren wieder in die Gruppe der ressourcenstarken
Kantone, zu denen auch Zürich, Zug, Genf, Schwyz, Basel-Stadt, Waadt, Nidwalden und
Schaffhausen zählten. Der Bund und die ressourcenstarken Kantone stellten insgesamt
3,728 Milliarden Franken zu Gunsten der ressourcenschwachen Kantone zur Verfügung.
Davon bezog allein der Kanton Bern 1,231 Milliarden Franken. Pro Einwohnerzahl erhielt
jedoch der Kanton Uri am meisten Ausgleichszahlungen, gefolgt von Jura, Glarus,
Freiburg und Wallis (vgl. dazu auch hier). 57

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 30.10.2013
LAURENT BERNHARD

Die eidgenössische Finanzverwaltung erstellte auf Anfrage der NZZ am Sonntag eine
Liste, die Aufschluss über die von den Kantonen erhaltenen Subventionen gab und eine
interessante Ergänzung zur Diskussion rund um den Finanzausgleich bot. Rund CHF 35
Mrd. schüttete die öffentliche Hand im Jahr 2012 an die Kantone aus, etwa für Strassen,
Universitäten, Landwirtschaftsbetriebe oder Lawinenverbauungen. Als grösster
Nutzniesser zeigte sich dabei der Kanton Graubünden, in den im Jahr 2011 pro Kopf
CHF 3'183 flossen. Auf den Plätzen zwei und drei folgten die Kantone Uri (CHF 2'659 pro
Kopf) und Jura (CHF 2'562 pro Kopf). Relativ gesehen am wenigsten Subventionen
erhielten die Kantone Aargau (CHF 817 pro Kopf) und Basel-Landschaft (CHF 908 pro
Kopf). 58
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Die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung (NFA), in Kraft seit
2008, gilt als wichtiges Instrument für einen funktionierenden Föderalismus. Sie setzt
sich zusammen aus dem Ressourcenausgleich, dem Lastenausgleich und dem
Härteausgleich. Die Anfang Juli präsentierten provisorischen Zahlen für 2014, die Ende
Oktober offizialisiert wurden, zeigten keine Veränderungen hinsichtlich der Namen der
Geber- und Nehmerkantone. Wie schon im Berichtjahr werden die Kantone Zürich, Zug,
Genf, Schwyz, Basel-Stadt, Waadt, Nidwalden, Basel-Landschaft und Schaffhausen
mehr in den Finanzausgleich einzahlen, als dass sie daraus erhalten. Der Kanton Zürich
wird mit CHF 367 Mio. rund 16 Mio. weniger bezahlen müssen als 2013. Pro Kopf bezahlt
allerdings der Kanton Zug mit CHF 2'500 auch 2014 wieder am meisten. Die 17
restlichen Kantone wurden erneut als Nettoempfänger ausgewiesen, wobei der Kanton
Bern mit CHF 1,23 Mrd. den höchsten Beitrag erhalten wird, rund CHF 68 Mio. mehr als
2013. Relativ zur Bevölkerungszahl erhalten 2014 allerdings die Kantone Uri, Jura,
Glarus, Wallis und Freiburg noch mehr Geld als der Kanton Bern. Weil sich die
Unterschiede zwischen den Nettozahlern und den Nettoempfängern in den letzten
Jahren leicht akzentuiert hatten, monierten die Geberkantone auch 2013 das System.
Die schwierige budgetäre Situation – praktisch alle Kantone mussten Defizite von
insgesamt rund CHF 765 Mio. budgetieren – befeuerte die Debatte zusätzlich. Neu war,
dass sich die Geberkantone unter der Führung der Zürcher Finanzdirektorin Ursula Gut
(fdp) in ihrem Protest zu koordinieren begannen. Sie kritisierten die Nehmerkantone
teilweise harsch, betonten, dass sie mit ihrer Solidarität langsam am Ende seien,
reichten ein Manifest mit sechs zentralen Forderungen für nötige Reformen ein und
schalteten eine Webseite unter dem Titel „faire NFA“ auf. Verlangt wurde unter
anderem die Abschaffung der Solidarhaftung oder die Einrichtung einer neutralen Zone
bzw. die Hilfe für lediglich sehr schwache Kantone. Zusätzlichen Zündstoff erhielt die
Diskussion durch die Debatte über die falsch bezahlten Krankenkassenprämien. So
drohte etwa der Kanton Genf – Nettozahler und Kanton mit zu viel bezahlten
Krankenkassenprämien – offen mit einem Boykott der NFA, falls die Prämien nicht
zurückerstattet würden. Vor der Diskussion um die Transferzahlungen trat jedoch
häufig in den Hintergrund, dass der Hauptzahler im Finanzausgleich der Bund selber ist.
Mit CHF 3,2 Mia. kommt er für rund zwei Drittel der Zahlungen auf. Am Horizont
zeichnete sich zudem die aufgrund des Drucks aus der EU mutmassliche Abschaffung
der kantonalen Steuerprivilegien für Spezialgesellschaften ab, was voraussichtlich zu
neuen Kompensationen im Finanzausgleich führen wird. 59

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 20.12.2013
MARC BÜHLMANN

Auch 2013 gab es wie bereits in den Vorjahren einige Vorstösse, die auf eine Änderung
der Organisation des Finanzausgleichs zielten. Die im Vorjahr vom Ständerat
abgelehnte Schwyzer Standesinitiative (11.320) wurde 2013 vom Nationalrat sistiert, bis
der für Frühling 2014 erwartete zweite Wirksamkeitsbericht zur NFA vorliegt. Der
Schwyzer Vorschlag sieht eine neutrale Zone vor: Ressourcenschwache, aber über
genügend Eigenmittel verfügende Kantone, sollten keine Gelder erhalten. Für die
Interessen der Geberkantone und vor allem für eine verbesserte Wirksamkeit der NFA
will sich auch eine Ende 2013 eingereichte Standesinitiative des Kantons Nidwalden
einsetzen. Eine noch nicht behandelte Motion Pezzatti (fdp, ZG) (13.3170) verlangt
Mindestanforderungen für den Erhalt von NFA-Geldern und den Zwang der
Empfängerkantone zu einem rigideren Finanzhaushalt. Der Bundesrat empfiehlt die
Motion zur Ablehnung. Die NFA könne nur funktionieren, wenn die Mittel ohne
Zweckbindung ausgerichtet würden. Die kantonale Finanzpolitik müsse autonom
bleiben. Zwei bereits 2011 eingereichte Motionen Carobbio (sp, TI) (11.3262) und Fluri
(fdp, SO) (11.3504) wurden im Berichtsjahr abgeschrieben. Erstere hätte eine
progressive Gestaltung der Ausgleichsbeiträge der ressourcenstarken Kantone verlangt
während zweitere die Städte in die Evaluation der NFA einbeziehen wollte. Zwei Ende
2012 bzw. im März 2013 eingereichte Motionen Gössi (fdp, SZ) (12.3839) und Aeschi (svp,
ZG) (13.3095), die unter anderem eine Neuberechnung des Ressourcenindex unter
Berücksichtigung der tatsächlichen Ressourcenstärke (z.B. unter Berücksichtigung von
Einnahmequellen, Bundessubventionen und Lebenskosten) verlangen, wurden 2013
hingegen noch nicht behandelt. Ende Jahr räumte der Bund Fehlanreize bei der NFA
ein, die mit dem neuen Wirksamkeitsbericht im Frühjahr 2014 erörtert werden würden.
Geprüft werde insbesondere die Solidarhaftung. 60
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Insgesamt betrugen die Finanzausgleichszahlungen für das Jahr 2015 CHF 4.9 Mrd.,
wobei CHF 3.8 Mrd. auf den Ressourcenausgleich, CHF 726 Mio. auf den
Lastenausgleich und CHF 359 auf den Härteausgleich entfielen. Der
Ressourcenausgleich 2015 berechnete sich durch die steuerlichen Bemessungsjahre
2009, 2010 und 2011 und stieg im Vergleich zum Vorjahr um 2.6 Prozent an, wobei der
horizontale Ressourcenausgleich 68.3 Prozent des vertikalen Ressourcenausgleichs
betrug. In 15 Kantonen sank der Ressourcenindex im Vergleich zum Vorjahr,
insbesondere im Kanton Graubünden mit -3.0 Punkten. Dennoch übertrafen alle
Kantone das Mindestausstattungsziel von 85 Punkten. Besonders gross war der Anstieg
des Ressourcenindex im Kanton Zug mit 17.6 Indexpunkten. Aufgrund der fehlenden
Teuerung stieg der Lastenausgleich gegenüber dem Vorjahr nicht an und auch der
Härteausgleich blieb konstant. Insgesamt gehörten 2015 somit 9 Kantone zu den
Nettozahlern (2015: BS, BL, GE, NW, SH, SZ, VD, ZG, ZH) und die restlichen 17 Kantone zu
den Nettoempfängern, wobei der Kanton Tessin von den ressourcenstarken zu den
ressourcenschwachen Kantonen wechselte, aufgrund des hohen geografisch-
topografischen Lastenausgleichs aber in beiden Jahren dem Lager der Nettoempfänger
angehörte. 61

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 08.07.2014
ANJA HEIDELBERGER

Der Bundesrat legt dem Parlament alle vier Jahre einen Bericht über den Vollzug und
die Wirksamkeit des Finanzausgleichs vor, den er vorgängig in die Vernehmlassung gibt.
Dieser Wirksamkeitsbericht dient der Bundesversammlung dazu, die Grundbeiträge an
den Ressourcen- und Lastenausgleich festzulegen sowie über die Fortsetzung des
Härteausgleichs zu entscheiden. Damit aber das Parlament den Härteausgleich
aufheben oder Änderungen am Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich
(FiLaG) vornehmen kann, muss ihm der Bundesrat zwingend einen entsprechenden
Beschlussentwurf vorlegen. Diese Situation sei aus Sicht des Parlaments nicht
zufriedenstellend, weshalb Olivier Feller (fdp, VD) mittels einer Motion dafür zu sorgen
beabsichtigte, dass die Bundesversammlung „Änderungen an den Eckwerten für den
Finanzausgleich vornehmen“ könne. In seiner Stellungnahme wies der Bundesrat jedoch
darauf hin, dass das Parlament bereits die Möglichkeit habe, mittels Gesetzesänderung
oder dem Referendum unterstehendem Bundesbeschluss das Finanzausgleichssystem
zu ändern, den Härteausgleich entgegen der Empfehlung des Bundesrates aufzuheben
oder dem Bundesrat einen entsprechenden Auftrag zu erteilen. Der Bundesrat lehne
jedoch einen vierjährlichen Automatismus aufgrund des entstehenden administrativen
Aufwands und des Widerspruchs zum üblichen Gesetzgebungsprozess ab. Trotz dieses
ablehnenden Votums entschied sich in der Frühjahrssession 2017 eine knappe Mehrheit
des Nationalrats mit 97 zu 88 Stimmen bei 4 Enthaltungen für eine Annahme der
Motion. Befürwortet wurde die Motion geschlossen von der FDP- und der SVP-Fraktion,
ablehnend standen ihr geschlossen die CVP- und die SP-Fraktion, sowie mehrheitlich
die BDP-, GLP- und die Grünen-Fraktion gegenüber. 62

MOTION
DATUM: 02.03.2015
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2015 nahm sich die grosse Kammer als Zweitrat den
Grundbeiträgen des Ressourcen- und Lastenausgleichs für die Beitragsperiode 2016-
2019 an. Entgegen der Meinung des Ständerats, der sich im vorangegangenen Dezember
gegen die vom Bundesrat vorgeschlagene Reduktion des Ressourcenausgleichs um CHF
330 Mio. ausgesprochen hatte, folgte der Nationalrat seiner vorberatenden
Finanzkommission (FK-SR) und gab deren Mehrheitsmeinung, dem Bundesrat
zuzustimmen, mit 101 zu 88 Stimmen gegenüber jener einer Minderheit Gschwind (cvp,
JU), die dem Ständerat folgen wollte, den Vorzug. Geschlossen für den Antrag des
Bundesrates stimmten einzig die Grünliberalen. Durch alle anderen Fraktionen zog sich
eine mehr oder weniger stark ausgeprägte Geber-Nehmer-Konfliktlinie. Gleichwohl
konnten sich - für einmal - die Geberkantone durchsetzen. Auch die Frage, wie viel
Geld in den kommenden vier Jahren für den Lastenausgleich aufgewendet werden soll,
war im Nationalrat umstritten. Die FK-NR hatte sich in der Vorberatung für eine
Aufdotierung des soziodemografischen Lastenausgleichs um CHF 196 Mio.
ausgesprochen. Die Zentrumslasten müssten besser abgegolten werden, so die Meinung
der Kommissionsmehrheit. Die Höhe der Aufstockung entsprach exakt dem beim
Ressourcenausgleich eingesparten Bundesanteil. Dieser Antrag scheiterte jedoch in der
Abstimmung, wenngleich mit 93 zu 94 Stimmen nur hauchdünn, an einer Minderheit
Gasche (bdp, BE), die, dem Ständerat zustimmend, weder an der Gesamtdotierung des
Lastenausgleichs noch an deren paritären Aufteilung auf die geografisch-topografische
bzw. soziodemografische Komponente etwas ändern wollte. Damit war der
Lastenausgleich für die Beitragsperiode 2016-2019 in trockenen Tüchern. 63

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.2015
DAVID ZUMBACH
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Im März 2015 nahm sich der Ständerat ein zweites Mal dem Thema des Finanzausgleichs
für die Beitragsperiode 2016-2019 an. Im Unterschied zum Lastenausgleich, bei dem
National- und Ständerat dem bundesrätlichen Vorschlag, im Vergleich zur Vorperiode
weder an der Gesamtdotierung noch an der Verteilungslogik etwas zu ändern, gefolgt
waren, bestand beim Ressourcenausgleich eine gewichtige Differenz. Während die
grosse Kammer wie der Bundesrat in den kommenden vier Jahren CHF 330 Mio.
weniger umverteilen wollte, hatten sich in der ersten ständerätlichen Lesung die
Nehmerkantone durchgesetzt. Daran änderte sich auch in der zweiten Lesung nichts.
Eine Minderheit Bieri (cvp, ZG), die auf die Linie von National- und Bundesrat
umschwenken und CHF 330 Mio. weniger ausgeben wollte, unterlag dem
Mehrheitsvorschlag der Finanzkommission (FK-SR) bei 1 Enthaltung mit 16 zu 27
Stimmen. Zuvor hatte bereits eine Minderheit Theiler (fdp, LU), die im Sinne eines
Kompromissvorschlages über eine Erstreckung der Berechnungsfrist von vier auf acht
Jahre annähernd eine Halbierung der Beitragsanpassungen erreichen wollte, mit 15 zu
28 Stimmen den Kürzeren gegen den Mehrheitsantrag gezogen. Damit ging die Vorlage
zurück in den Nationalrat, der sich in der Sommersession 2015 ein zweites Mal damit
beschäftigte. Die Finanzkommission des Nationalrats (FK-NR) sprach sich dabei erneut
für den Vorschlag des Bundesrates aus und setzte sich damit mit 103 zu 87 Stimmen bei
1 Enthaltung gegen eine Minderheit Siegenthaler (bdp, BE) durch, die die Kürzungen der
Grundbeiträge von Bund und Geberkantonen – ohne eine Anpassung der
Berechnungsfrist – exakt halbieren wollte. Kurz vor der drohenden Einigungskonferenz
kam dann Bewegung in die Fronten. Die FK-SR schlug analog zum Antrag von Nationalrat
Siegenthaler eine Senkung der Gesamtdotierung um CHF 165 Mio. vor und setzte sich
damit gegen eine neuerliche Minderheit Bieri mit 30 zu 14 Stimmen durch. Mit
Ausnahme von Basel-Stadt und der Waadt stimmten nur Nehmerkantone dem
Kompromiss zu. Die FK-NR wollte indes nichts von einem Kompromiss wissen und
empfahl der grossen Kammer auch vor deren dritten Lesung, dem bundesrätlichen
Vorschlag zu folgen. Doch diesmal folgte eine Mehrheit der grossen Kammer der
Minderheit Siegenthaler: Mit 107 zu 87 Stimmen bei 3 Enthaltungen bereinigte der
Nationalrat damit die Differenz. Die Fronten verliefen wie bereits in den vorangegangen
Abstimmungen quer durch die Parteien. Durch den Kompromiss wird die
Gesamtdotierung des Ressourcenausgleichs um CHF 165 Mio. pro Jahr gesenkt. Die
Geberkantone werden dabei jährlich um CHF 67 Mio., der Bund um CHF 98 Mio.
entlastet. 64

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2015
DAVID ZUMBACH

Die Finanzausgleichszahlungen für das Jahr 2016 betrugen insgesamt CHF 4.9 Mrd.,
CHF 7.7 Mio. weniger als im Vorjahr. CHF 3.9 Mrd. davon entfielen auf den
Ressourcenausgleich, CHF 718 Mio. auf den Lastenausgleich und CHF 341 Mio. auf den
Härteausgleich, der ab diesem Jahr jeweils um 5 Prozent des aktuellen Wertes reduziert
wird. Der Ressourcenausgleich beruht auf den von der Bundesversammlung
festgelegten Grundbeiträgen sowie auf der Entwicklung des Ressourcenpotenzials.
Obwohl National- und Ständerat die Gesamtdotierung des Ressourcenausgleichs ab
dem Jahr 2016 um CHF 165 Mio. pro Jahr gesenkt hatten, stieg der Gesamtbetrag des
Ressourcenausgleichs im Vergleich zum Vorjahr aufgrund der Erhöhung des
Ressourcenpotenzials um CHF 48 Mio. oder 1.2 Prozent. Die Erhöhung des
Ressourcenpotenzials sei insbesondere auf die Erhöhung des Faktors Alpha, der
Gewichtung der Vermögen im Ressourcenpotenzial, zurückzuführen, erklärte das EFD in
seiner Medienmitteilung. Der horizontale Ressourcenausgleich betrug wie im Vorjahr
68.3 Prozent des vertikalen Ressourcenausgleichs. Der Ressourcenindex stieg in 15
Kantonen (insbesondere im Kanton Nidwalden, +13.4 Indexpunkte) an und sank in den
übrigen 11 Kantonen (insbesondere in Schaffhausen, -3.6 Indexpunkte), wobei alle
Kantone das Mindestaustattungsziel übertrafen. 2016 gehörten 6 Kantone zu den
Nettozahlern (2016: BS, GE, NW, SZ, ZG, ZH), 2015 waren es noch 9 Kantone. Die
Kantone Basel-Landschaft, Schaffhausen und Waadt wechselten somit ins Lager der
Nettoempfänger, das 2016 somit insgesamt 20 Kantone umfasste (AG, AI, AR, BE, BL, FR,
GL, GR, JU, LU, NE, OW, SH, SG, SO, TG, TI, UR, VD, VS). 65

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 07.07.2015
ANJA HEIDELBERGER

Die Finanzausgleichszahlungen für das Jahr 2017 unterschieden sich kaum von
denjenigen des Vorjahrs: Insgesamt wurden knapp CHF 5 Mrd. ausbezahlt, CHF 55 Mio.
mehr als im Vorjahr. Davon entfielen CHF knapp 4 Mrd. auf den Ressourcenausgleich,
der damit im Vergleich zum Vorjahr um 2 Prozent anstieg. Leicht gesunken war der
Anteil des horizontalen im Vergleich zum vertikalen Ressourcenausgleich (2017: 68.0%,
2016: 68.3%). Die Werte des Ressourcenausgleichs 2017 beruhten auf den steuerlichen
Bemessungsjahren 2011 bis 2013, in denen 14 Kantone einen Anstieg (maximal +7.6

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 23.06.2016
ANJA HEIDELBERGER
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Indexpunkte; Kanton Nidwalden) und 12 Kantone eine Reduktion (maximal -2.9
Indexpunkte; Kanton Schaffhausen) des Ressourcenindexes aufwiesen, jedoch alle
Kantone das Mindestausstattungsziel übertrafen. Aufgrund der negativen Teuerung
reduzierte sich auch der Lastenausgleich um 0.4 Prozent, während der Härteausgleich
seit 2016 jeweils um 5 Prozent des Anfangsbetrags reduziert wird. Das Lager der
Nettozahler umfasste 2017 dieselben sechs Kantone wie im Vorjahr (2017: BS, GE, NW,
SZ, ZG, ZH) und auch das Lager der Nettoempfänger blieb mit den übrigen 20 Kantonen
unverändert. 66

Nachdem die Geberkantone bei der Festlegung der Beträge des Ressourcenausgleichs
den Nehmerkantonen unterlegen waren, entlud sich ihr Frust Ende 2015 gleich
mehrfach: Im Anschluss an die Schlussabstimmung zum Ressourcen- und
Lastenausgleich im Parlament meldeten mehrere Geberkantone Interesse an, das
Kantonsreferendum zu ergreifen, wobei jedoch nur die Kantone Nidwalden,
Schaffhausen, Schwyz und Zug diese Absicht auch umsetzten. Für ein Zustandekommen
des Kantonsreferendums hätten sich jedoch acht Kantone beteiligen müssen.
Gleichzeitig sammelte die SVP im Kanton Schwyz Unterschriften für ein
Volksreferendum, das aber ebenfalls nicht zustande kam. Im Kanton Zug forderten
bürgerliche Politiker, die Beiträge an den Ressourcenausgleich teilweise auf ein
Sperrkonto einzuzahlen und aus der KdK auszutreten. Denn obwohl das Parlament
einen von der KdK eingebrachten Kompromissvorschlag angenommen hatte, zeigten
sich die Geberkantone unzufrieden: Ihrer Ansicht nach seien die Ziele des
Finanzausgleichs erreicht, da heute jeder Kanton mehr Ressourcen habe als die
vereinbarten 85 Prozent des schweizerischen Durchschnitts. 

Die heftig geführte Parlamentsdebatte zum Ressourcenausgleich hatte das grosse
Sprengpotenzial verdeutlicht, das der Finanzausgleich in sich birgt. An der
Plenarversammlung der KdK im September 2015 ging es folglich darum, dafür zu sorgen,
dass die entsprechenden Verhandlungen in Zukunft weniger explosiv würden. Dazu
setzte die KdK eine politische Arbeitsgruppe Marty zur Erarbeitung von Vorschlägen zur
Optimierung des Finanzausgleichssystems Bund – Kantone ein. Ihren Namen erhielt die
Arbeitsgruppe durch ihren Vorsitzenden, den ehemaligen Finanzdirektor des Kantons
Schwyz, Franz Marty. Sie setzte sich aus je drei Regierungsmitgliedern aus
ressourcenstarken sowie aus ressourcenschwachen Kantonen zusammen. Am 17. März
2017 verabschiedeten die Kantonsregierungen den auf dem Schlussbericht dieser
Arbeitsgruppe beruhenden Antrag zur Optimierung des Finanzausgleichs, der die
Eckwerte der Kantone für das Gesamtpaket des Finanzausgleichs beinhaltete. So sollte
unter anderem die Ausgleichssumme aufgrund der Entwicklung der Disparitäten und
unter Berücksichtigung des Ausgleichsbedarfs festgelegt werden. Entsprechend sollte
die Ausgleichssumme nicht mehr durch von Mal zu Mal neu auszuarbeitende
Parlamentsentscheide, sondern durch fixe gesetzliche Vorgaben festgelegt werden und
die Mindestausstattung des ressourcenschwächsten Kantons garantieren. Diese
Garantie soll 86.5% des schweizerischen Durchschnitts betragen. 67

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 17.03.2017
ANJA HEIDELBERGER

Die Finanzausgleichszahlungen für das Jahr 2018 kamen insgesamt bei CHF 5.1 Mrd. –
und somit zum ersten Mal über CHF 5 Mrd. – zu liegen. Der Ressourcenausgleich (CHF
4.1 Mrd.) stieg gegenüber dem Vorjahr um 3.2 Prozent an, wobei der horizontale
Ressourcenausgleich 68.1 Prozent des vertikalen Ressourcenausgleichs betrug (2017:
68.0%). 16 Kantone konnten ihren Ressourcenindex gegenüber dem Vorjahr erhöhen
(maximal um 8.2 Indexpunkte; Kanton Nidwalden), in 9 Kantonen sank er (maximal um
20.0 Indexpunkte; Kanton Zug) und in einem Kanton blieb er stabil. Alle Kantone
übertrafen das Mindestausstattungsziel von 85 Prozent. Der Lastenausgleich stieg
aufgrund der Teuerung um 0.4 Prozent, der Härteausgleich nimmt seit 2016 um 5
Prozent des Anfangswertes ab. Wie im Vorjahr gehörten somit im Jahr 2018 die Kantone
Basel-Stadt, Genf, Nidwalden, Schwyz, Zug und Zürich zu den Nettozahlern und die
übrigen 20 Kantone zu den Nettoempfängern. 68

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 20.06.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Die FK-SR sprach sich gegen die Motion Feller (fdp, VD) aus und folgte grösstenteils der
Argumentation des Bundesrates bezüglich der Ausweitung der Einflussmöglichkeiten
des Parlaments auf den Bericht über den Vollzug und die Wirksamkeit des
Finanzausgleichs. So würde die Umsetzung der Motion gemäss Kommissionssprecherin
Fetz (sp, BS) die bewährte Funktionsweise der politischen Institutionen und
insbesondere die Beteiligung der Kantone in Frage stellen. Zudem sei der Weg zu
Gesetzesänderungen über die parlamentarische Initiative gegenüber demjenigen über
Motionen zu bevorzugen, da Erstere den Einbezug aller Beteiligten erlaube und
entsprechend das traditionelle Zusammenspiel der Institutionen respektiere. Dies sei
insbesondere relevant, als es auch auf Seiten der KdK Bestrebungen zur Änderung der
Modalitäten zur Festlegung der Ausgleichsinstrumente gebe. Die Rolle der Kantone
strich auch Peter Hegglin (cvp, ZG) hervor. Er empfahl dem Ständerat jedoch, dem
zustimmenden Entschluss des Nationalrats zu folgen, da der Bundesversammlung in
diesem wichtigen Themenbereich mehr Änderungsmöglichkeiten zustehen sollten als
bisher. Bundesrat Maurer wies darauf hin, dass der Bund gemeinsam mit den Kantonen
dabei sei, Lösungen zu finden. In diesem Prozess ginge es vor allem darum, dass die
Kantone untereinander Kompromisse und ein Gleichgewicht erarbeiteten, wobei es
nicht hilfreich sei, „wenn das Parlament in jedem Fall schon früh ein Mitspracherecht
[habe]”, da durch die Parlamentskammern nochmals neue Interessen eingebracht
würden. Dieser Ansicht folgte der Ständerat, lehnte die Motion mit 34 zu 6 Stimmen ab
und versenkte sie damit. 69

MOTION
DATUM: 19.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im August 2018 erschien der dritte Wirksamkeitsbericht zum Finanzausgleich 2016-
2019, den der Bundesrat dem Parlament alle vier Jahre vorlegt. Darin bilanziert die
Regierung den Vollzug und die Wirksamkeit des Finanzausgleichs zwischen Bund und
Kantonen, so dass das Parlament daraus Konsequenzen ziehen und gegebenenfalls
Anpassungen des Finanzausgleichssystems vornehmen könnte. Während die ersten
zwei Berichte (2008-2011, 2012-2015) den Übergang vom alten zum neuen
Finanzausgleichsystem beinhaltet hatten, fokussierte dieser dritte Bericht auf die
Überprüfung der Zielerreichung sowie auf Systemanpassungen beim Finanzausgleich.
Die Aufgabenteilung hingegen soll im Bericht zur Motion der FK-NR (Mo. 13.3363)
erläutert werden. 
Der dritte Wirksamkeitsbericht zeigt auf, dass die Ziele gemäss FiLaG in der Periode
2016-2019 grösstenteils erfüllt wurden. Der Bericht hob hervor, dass der Anteil
zweckfreier Transfers am Gesamtvolumen der Transfers zwischen Bund und Kantonen
von 31 Prozent (2007) auf 40 Prozent erhöht wurde. Dies soll helfen, die kantonale
Finanzautonomie zu wahren. Gleichzeitig gelang es, die Unterschiede in der finanziellen
Leistungsfähigkeit zwischen den Kantonen mithilfe des Ressourcenausgleichs um einen
Drittel zu reduzieren. Dabei veränderte der Ressourcenausgleich die Position der
ressourcenstarken Kantone mit tiefen Grenzabschöpfungsquoten – also dem Anteil, um
den der Zuschuss aus dem Ressourcenausgleichstopf gekürzt wird, wenn die
Steuerkraft steigt – im Steuerwettbewerb nicht. Ressourcenschwache Kantone
hingegen haben aufgrund der relativ hohen Grenzabschöpfungsquote von
durchschnittlich 80 Prozent kaum Anreize, ihr Ressourcenpotenzial zu steigern –
dadurch würden ihnen teilweise sogar mehr Zuschüsse entgehen, als sie zusätzliche
Steuern einnehmen könnten. Überdies wurde die minimale finanzielle Pro-Kopf-
Ressourcenausstattung von 85 Prozent des schweizerischen Durchschnitts in den
Jahren 2016 bis 2018 sogar übertroffen: Der ressourcenschwächste Kanton Jura erzielte
eine Ausstattung von 88 Prozent. Dabei hat sich gezeigt, dass das
Mindestausstattungsziel angemessen, jedoch die Dotation des Ressourcenausgleichs zu
hoch war. 
Kaum Veränderungen stellte der Bericht schliesslich bei den Sonderlasten fest: Gedeckt
würden 30 Prozent der geografisch-topografischen Sonderlasten, 10 Prozent der
demografischen Sonderlasten und 4 Prozent der Kernlasten. 70

BERICHT
DATUM: 01.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Die Finanzausgleichszahlungen für das Jahr 2019 stiegen gegenüber dem Vorjahr um
CHF 132 Mio. oder 2.6 Prozent an und kamen insgesamt bei CHF 5.2 Mrd. zu liegen. Der
Ressourcenausgleich stieg beruhend auf den steuerlichen Bemessungsjahren 2013 bis
2015 um 3.5 Prozent an. In 10 Kantonen stieg der Ressourcenindex an (maximal um 16.9
Indexpunkte; Kanton Obwalden), in 14 Kantonen sank er (maximal um 3.8 Indexpunkte;
Kanton Neuenburg), in zwei Kantonen blieb er stabil. Jedoch übertrafen alle Kantone
das Mindestausstattungsziel von 85 Prozent. Aufgrund der Teuerung stieg der
Lastenausgleich um 0.8 Prozent an, den Härteausgleich reduziert der Bundesrat seit
2016 jeweils um 5 Prozent des Anfangsbetrags. 2019 wechselte der Kanton Obwalden
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von den Nettoempfängern zu den Nettozahlern, letztere Gruppe umfasste neu sieben
Kantone (BS, GE, NW, OW, SZ, ZG, ZH). 71

Im September 2018 legte der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des
Bundesgesetzes über den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG) vor. Diese basiert
insbesondere auf der Feststellung im dritten Wirksamkeitsbericht zum Finanzausgleich,
wonach der Ressourcenausgleich bisher zu hoch dotiert war. Anstelle der angestrebten
85 Prozent hatte die Mindestausstattung des ressourcenschwächsten Kantons (Kanton
Jura) im Jahr 2018 88.3 Prozent des schweizerischen Durchschnitts betragen. Sich auf
den im März 2017 von der KdK verabschiedeten Antrag zur Optimierung des
Finanzausgleichs stützend schlug der Bundesrat diesbezüglich einen Systemwechsel
vor: Neu soll die politische Steuerung des Ressourcenausgleichs nicht mehr über die
alle vier Jahre erfolgende Festlegung der Grundbeiträge, sondern über die Festlegung
der Mindestausstattung für den ressourcenschwächsten Kanton erfolgen. Diese soll neu
garantiert, nicht mehr bloss angestrebt, und entsprechend auf Gesetzesstufe bei 86.5
Prozent des schweizerischen Durchschnitts festgelegt werden. Da der effektive Wert
bisher höher war, soll der Zielwert durch schrittweise Senkung erreicht werden. Durch
diese Senkung sparen die ressourcenstarken Kantone sowie der Bund Geld. Der Anteil
Ersterer an der Finanzierung des Ressourcenausgleichs wird zudem auf das
verfassungsmässige Minimum von zwei Dritteln der Leistungen beschränkt, die dadurch
entstehende Finanzierungslücke übernimmt der Bund. Der Bund wird seine
Einsparungen in der Höhe von CHF 280 Mio. ins Ausgleichssystem reinvestieren und für
eine höhere Dotation des soziodemografischen Lastenausgleichs sowie zur zeitlich
beschränkten Abfederung der Auswirkungen dieser Änderungen auf die
ressourcenschwächeren Kantone einsetzen. Schliesslich wird auch der Alpha-Faktor,
der die Gewichtung der Vermögen im Ressourcenpotenzial beinhaltet, «an die
fiskalische Realität», wie es der Bundesrat in seinem Bericht nannte, angepasst.

Mit diesen Änderungen erfüllte der Bundesrat die bereits seit langem gestellten
Forderungen der Geberkantone. Deren Beiträge waren absolut in den letzten Jahren
stetig angestiegen, weshalb sie eine Änderung des bisherigen NFA-Systems forderten.
Der nun vorliegende Entwurf fand entsprechend bei ihnen allen Anklang; Unterstützung
wurde ihm aber auch von den meisten Nehmerkantonen zuteil. In der zwischen März
2018 und Juni 2018 durchgeführten Vernehmlassung standen 21 Kantone der Revision
positiv gegenüber. Einzig verschiedene ressourcenschwächere Kantone hatten sich
explizit gegen die Vorlage und für eine Beibehaltung des heutigen Systems
ausgesprochen (Wallis und Jura) respektive Vorbehalte angemeldet (Freiburg,
Neuchâtel und Bern). In den Medien der Romandie wurde denn auch insbesondere
thematisiert, dass mit Freiburg, dem Wallis, Neuchâtel und Jura insbesondere
französischsprachige Kantone von der Revision benachteiligt würden. Die
Deutschschweizer Medien hingegen fokussierten insbesondere darauf, dass der Bund
die Einigung zwischen den Kantonen durch die Reinvestition der CHF 280 Mio., die er
theoretisch sparen könnte, «erkauft» habe. 72

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Nachdem die Gewichtung der Einkommen von Grenzgängerinnen und Grenzgängern
im Ressourcenpotenzial 2012 nach dem ersten Wirksamkeitsbericht von 100 Prozent
auf 75 Prozent gesenkt worden war, stellte sich aufgrund des Postulats der FK-NR im
Rahmen des dritten Wirksamkeitsberichts nun die Frage, ob sie nun sogar auf 50
Prozent gesenkt werden soll. Dabei habe er festgestellt, dass der aktuelle
Gewichtungsfaktor in Anbetracht der durch die Grenzgängerinnen und Grenzgänger
verursachten Kosten etwa angemessen sei, erklärte der Bundesrat in seiner Botschaft
zum Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich. Es gebe daher diesbezüglich
keinen Handlungsbedarf. Stillschweigend schrieb der Nationalrat die Motion in der
Sondersession 2019 ab. 73

BERICHT
DATUM: 28.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Gegen Fehlanreize in der NFA insbesondere durch eine tiefere Gewichtung der
Unternehmensgewinne wehrte sich der Kanton Luzern 2017 mit einer Standesinitiative.
Der Regierungsrat des Kantons beklagte in der Begründung, dass die Steuerkraft und
das Ressourcenpotenzial des Kantons zwar anstiegen, dadurch aber seine NFA-
Einnahmen überproportional sinken würden und der Kanton somit netto Finanzmittel
verliere. 
Im August 2018 beschäftigte sich die FK-SR mit der Standesinitiative und stellte fest,
dass sich diesbezüglich in der Zwischenzeit viel getan hatte. In Zukunft sollten die

STANDESINITIATIVE
DATUM: 04.12.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Einnahmen aus Unternehmenssteuern durch die im Rahmen der Steuervorlage 17
geplante Anpassung des Zeta-Faktors für die Berechnung des Ressourcenpotenzials
weniger stark gewichtet werden. Um die Entscheidung zur mittlerweile in STAF
umbenannten Steuervorlage 17 abzuwarten, verschob die Kommission ihre
Entscheidung zur Standesinitiative auf einen späteren Zeitpunkt. Im Oktober 2018
beantragte sie dem Ständerat schliesslich, in Anbetracht der Integration der
Problematik in das STAF und in die Teilrevision des Bundesgesetzes über den Finanz-
und Lastenausgleich der Standesinitiative keine Folge zu geben. In der Wintersession
2018 folgte die kleine Kammer diesem Antrag stillschweigend. 74

«Historischer Kompromiss» (Hannes Germann; svp, SH), «gelebte Solidarität» (Werner
Hösli; svp, GL), «Garant für einen funktionierenden Föderalismus und auch für den
nationalen Zusammenhalt» (Peter Hegglin; cvp, ZG). Mit diesen, grossen Enthusiasmus
demonstrierenden Worten begann die Debatte zum Bundesgesetz über den Finanz-
und Lastenausgleich (FiLaG) in der Wintersession 2018 im Ständerat. Auch die FK-SR
hatte zuvor in ihrer Medienmitteilung vom Oktober 2018 betont, die Vorlage sei
«ausgewogen» und trage den Interessen der Geber- und Nehmerkantone sowie des
Bundes Rechnung. Entsprechend eindeutig nahm sie diese mit 10 zu 0 Stimmen bei 2
Enthaltungen an. Ganz so einhellig wie es zu Beginn der Debatte den Anschein machte,
war die Stimmung im Rat dann aber doch nicht. Raphaël Comte (fdp, NE) kritisierte die
allgemeine Haltung, den Antrag der KdK als heiligen Text und somit als unabänderlich
darzustellen. Der Bundesrat hatte dem Parlament nämlich eine im Vergleich zum
Vernehmlassungsentwurf unveränderte Version vorgelegt, obwohl eine Minderheit der
Kantone Vorbehalte angemeldet hatte – darunter auch Neuenburg – oder den Entwurf
als Ganzes gar ablehnte. Beat Rieder (cvp, VS) ergänzte diese Kritik durch die Sicht eines
Vertreters eines der beiden Kantone, die sich in der Vernehmlassung gegen die Vorlage
ausgesprochen hatten: Die Reduktion der Finanzierung des Fonds um CHF 400 Mio.
komme einer Schwächung des Finanzausgleichs gleich, zudem seien die Auswirkungen
der Revision einseitig zulasten der Nehmerkantone verteilt, bemängelte er. Denn
während die Geberkantone dadurch jährlich zwischen CHF 6 Mio. und CHF 43 Mio.
einsparen könnten, müssten die Nehmerkantone jährlich Verluste zwischen CHF 6 Mio.
und CHF 146 Mio. tragen. «Die Vorlage taugt nur, wenn die fiskalpolitischen Disparitäten
zwischen den reichen und den armen Kantonen kleiner und nicht grösser werden», rief
er den Zweck der NFA in Erinnerung. Er bat den Rat deshalb um die Unterstützung
zweier Minderheitsanträge, welche den Verwendungszweck der frei werdenden Mittel
des Bundes ändern und so die Verluste der ressourcenschwächsten Kantone stärker
abfedern sollten. 
Der erste Minderheitsantrag Fournier (cvp, VS) verlangte, den über die Jahre
abnehmenden Betrag für die Abfederungsmassnahmen durch einen gleich bleibenden
Durchschnittswert zu ersetzen. Die Beteuerungen von Hannes Germann, verschiedenen
anderen Ständerätinnen und Ständeräten sowie von Finanzminister Maurer, wonach die
Bestimmung bezüglich des über die Jahre abnehmenden Betrags den Kompromiss erst
ermöglicht hätte und dieser durch diesen Minderheitsantrag gefährdet sei, bestritt
Christian Levrat (sp, FR) vehement. Mit 34 zu 8 Stimmen entschied sich der Ständerat
dennoch für den bundesrätlichen Vorschlag. Auch der zweite Minderheitsantrag
Fournier mit der Forderung, die Abfederungsmassnahmen nicht pro Kopf, sondern
entsprechend den Verlusten durch die Neuregelung zu verteilen, wurde mit 33 zu 10
Stimmen bei 1 Enthaltung abgelehnt. Alle übrigen Punkte passierten die grosse Kammer
diskussionslos und auch in der Gesamtabstimmung stellte sich der Ständerat deutlich
hinter die Vorlage: Mit 37 zu 3 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) nahm er die Vorlage an. Die
ablehnenden Voten stammten – wie bereits in der Vernehmlassung – von der
Vertreterin und dem Vertreter des Kantons Jura und des Kantons Wallis, wobei der
zweite Walliser Vertreter Jean-René Fournier (cvp, VS) als Ratspräsident keine Stimme
abgab. 75

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im März 2019 beriet die FK-NR das Bundesgesetz über den Finanz- und
Lastenausgleich (FiLaG) und entschied mit 13 zu 10 Stimmen (bei 2 Enthaltungen), die
bis zu CHF 280 Mio. pro Jahr, welche gemäss bundesrätlicher Botschaft für den
soziodemografischen Lastenausgleich hätten eingesetzt werden sollen, gleichmässig auf
den soziodemografischen und den geografisch-topografischen Lastenausgleich zu
verteilen. Gemäss Medienberichten hatte Thomas Egger (csp, VS), Direktor der
Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft für das Berggebiet, dreizehn Anträge zur
Besserstellung der Bergkantone eingereicht, von denen aber nur dieser eine
angenommen wurde. Dieser Mehrheitsantrag der Kommission warf in den Medien
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einigen Wellen: Es wurde befürchtet, dass dadurch das «fragile Bauwerk», wie der St.
Galler Regierungsrat und Präsident der KdK Benedikt Würth (SG, cvp) den Kompromiss
zum Finanzausgleich bezeichnete, gefährdet würde. 
Dazu kam es Anfang Mai 2019 in der Sondersession jedoch nicht. Mit 158 zu 26 Stimmen
(bei 8 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat deutlich für einen Minderheitsantrag
von Mattea Meyer (sp, ZH) aus und stimmte dem vom Ständerat angenommenen
bundesrätlichen Vorschlag zu. Zustimmung fand die Version der Kommissionsmehrheit
lediglich bei Vertreterinnen und Vertretern der Bergkantone (insbesondere der Kantone
Wallis und Bern) aus den Fraktionen der SVP, SP und CVP/EVP. 
Zwei Differenzen zum Ständerat schuf der Nationalrat jedoch: Er fügte dem Gesetz eine
Koordinationsbestimmung zur STAF und eine Ziffer zur Berücksichtigung der
Ergänzungsbeiträge bei der Berechnung der Mindestausstattung hinzu. Weitere
Minderheitsanträge, zum Beispiel zur Senkung des maximalen Ressourcenpotenzials pro
Kopf auf 85 Prozent (Minderheit Keller; svp, NW), zur Erweiterung der Kennzeichen für
eine hohe soziodemografische Belastung (Minderheit Bendahan; sp, VD), zu einem
Einbezug der Berichterstattung zum Finanzausgleich in die Staatsrechnung (Minderheit
Kiener Nellen; sp, BE) oder zu einer möglichen Weiterführung der temporären
Abfederungsmassnahmen über das Jahr 2025 hinaus (Minderheit Bourgeois; fdp, FR)
waren hingegen allesamt erfolglos. 76

Im Januar 2019 debattierte die FK-SR über die Standesinitiative des Kantons Luzern zu
den Fehlanreizen in der NFA. Die Kommission bezweifelte, dass es sinnvoll sei, den mit
der FiLaG-Revision geschmiedeten Kompromiss wegen dieser Forderung nochmals
aufzuschnüren. Der Kanton Luzern verfüge zudem über die Möglichkeit von
Steuererhöhungen; der Standesinitiative solle daher keine Folge gegeben werden,
erklärte die Kommission. 
In der Sondersession im Mai 2019 beriet der Nationalrat den Luzerner Vorschlag
zusammen mit der FiLaG-Revision. Franz Grüter (svp, LU) hatte zuvor einen
Minderheitsantrag auf Folge geben eingereicht und legte die Luzerner Sicht dar: Von
der Beseitigung der Fehlanreize in der NFA würden Geber- und Nehmerkantone
profitieren – die Initiative betreffe also nicht nur den Kanton Luzern –, erklärte er. Der
Nationalrat entschied sich jedoch mit 136 zu 52 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) gegen
Folge geben. Lediglich eine Mehrheit der SVP-Fraktion sowie einzelne
Parlamentarierinnen und Parlamentarier der FDP- und der CVP/EVP-Fraktion
befürworteten die Standesinitiative. 77

STANDESINITIATIVE
DATUM: 07.05.2019
ANJA HEIDELBERGER

Ende 2017 reichte Thomas Egger (cvp, VS) zwei Postulate zum Thema Finanzausgleich
ein (Po. 17.4142 und Po. 17.4143). Mit dem Postulat 17.4142 wollte er erreichen, dass im
nächsten Wirksamkeitsbericht zur NFA die Aufgabenteilung zwischen NFA und NRP
analysiert wird. Bei der Ausarbeitung habe man entschieden, dass mit der NRP keine
Basisinfrastrukturen wie Gemeindestrassen oder Abwasserreinigungsanlagen
unterstützt werden sollen; diese sollen über Mittel der NFA finanziert werden. In der
Praxis würden die Kantone den Gemeinden die entsprechenden Mittel aber nicht in
genügendem Ausmass zur Verfügung stellen. 
Der Bundesrat betonte in seiner Antwort einerseits die Zweckfreiheit der Zahlungen
des Ressourcen- und des Lastenausgleichs – die Kantone könnten frei über dessen
Verwendung entscheiden – und andererseits die Unabhängigkeit der zwei Instrumente
– eine Koordination des Lastenausgleichs mit der NRP sei nicht vorgesehen. Folglich
beantragte er das Postulat zur Ablehnung. In der Sommersession 2019 erklärte der
Postulant, dass die beiden Anknüpfungspunkte für seinen Vorstoss, der dritte
Wirksamkeitsbericht zum Finanzausgleich und die Botschaft zur Standortförderung
2020-2023 bereits behandelt worden seien, weshalb er sein Postulat zurückziehe. 78

POSTULAT
DATUM: 12.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Sommersession 2019 behandelte der Ständerat die verbliebenen Differenzen im
Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG). Die vom Nationalrat
eingeführte Koordinationsbestimmung sei erforderlich, weil die STAF, die Volk und
Stände in der Zwischenzeit angenommen hatten, eine Änderung des FiLaG beinhalte
und teilweise dieselben Artikel betreffe wie die aktuelle Vorlage, erklärte Hannes
Germann (svp, SH) für die Kommission. Diskussionslos und stillschweigend nahm der
Rat die entsprechenden Änderungen an zwei Stellen an.
In den Schlussabstimmungen sprachen sich der Nationalrat mit 185 zu 7 Stimmen bei 4
Enthaltungen und der Ständerat mit 37 zu 3 Stimmen bei 4 Enthaltungen für die Vorlage
aus. Die ablehnenden Stimmen stammten entweder von Vertretenden der Kantone
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Jura, Wallis und Neuchâtel, welche die Vorlage bereits in der Vernehmlassung kritisiert
hatten, oder von Mitgliedern der SVP. 79

Die Finanzausgleichszahlungen für das Jahr 2020 beliefen sich insgesamt auf CHF 5.3
Mrd., wobei CHF 4.3 Mrd. – und somit der Grossteil – auf den Ressourcenausgleich,
CHF 724 Mio. auf den Lastenausgleich und CHF 280 Mio. auf den Härteausgleich
entfielen. 2020 wurde der Berechnung der Ausgleichszahlungen zum ersten Mal das
vom Parlament verabschiedete Massnahmenpaket zum Finanzausgleich zugrunde
gelegt. Dieses garantiert für den ressourcenschwächsten Kanton ab dem Jahr 2022 eine
Mindestausstattung von 86.5 Prozent des nationalen Durchschnitts, im ersten Jahr der
Übergangsphase lag die Mindestausstattung jedoch noch bei 87.7 Prozent. Diese
erhielten die Kantone Jura und Wallis, deren Ressourcenindex bei unter 70 Punkten zu
liegen kam. In 10 Kantonen stieg der Ressourcenindex an (maximal um 8.9 Indexpunkte;
Kanton Schwyz), in 16 Kantonen sank er (maximal um 7.6 Indexpunkte; Kanton
Neuenburg). Insgesamt vergrösserte sich der Ressourcenausgleich um 1.7 Prozent.
Damit lag der Anstieg deutlich unter den Werten der Vorjahre (2019: 3.5%, 2018: 3.2%,
2017: 2%), wie es sich die Befürwortenden der Revision des Finanzausgleichs erhofft
hatten. Der Lastenausgleich wurde für das Jahr 2020 noch nicht erhöht und wuchs
somit nur entsprechend der positiven Teuerung um 0.7 Prozent. Auch die Beträge zur
Abfederung der Reduktion des Ressourcenausgleichs fallen erst ab dem Jahr 2021 an.
Wie in jedem Jahr seit 2016 wurde zudem der Härteausgleich um 5 Prozent des
Anfangsbetrags reduziert. Insgesamt veränderten sich damit die Gruppen der
Nettozahler, die erneut die Kantone Basel-Stadt, Genf, Nidwalden, Obwalden, Schwyz,
Zug und Zürich umfassten, und Nettoempfänger gegenüber dem Vorjahr nicht. 80

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 05.11.2019
ANJA HEIDELBERGER

Die Finanzausgleichszahlungen für das Jahr 2021 betrugen CHF 5.2 Mrd. und damit
CHF 76 Mio. weniger als im Vorjahr. Wie immer stellte der Ressourcenausgleich den mit
Abstand grössten Teil dieser Zahlungen dar (CHF 4.1 Mrd.), auch wenn dieser um 4.9
Prozent abgenommen hatte. Diese Abnahme kann auf die Reform des Vorjahrs
zurückgeführt werden: Durch den tieferen Zielwert der garantierten
Mindestausstattung (-CHF 208 Mio.) – dieser war gegenüber dem Vorjahr von 87.7 auf
87.1 Prozent des schweizerischen Durchschnitts gesenkt worden – und die Abnahme
der Disparitäten zwischen den Kantonen (-CHF 112 Mio.) sank die Dotation des
Ressourcenausgleichs stärker, als das Ressourcenpotenzial anstieg (CHF 110 Mio.). 
Der Ressourcenindex stieg gegenüber 2020 bei 14 Kantonen (am stärksten im Kanton
Zug mit 4 Indexpunkten) an und nahm bei 12 Kantonen ab (am stärksten im Kanton Genf
mit -5.9 Indexpunkten). Einen Ressourcenindex unter 70 Punkten und entsprechend
Anrecht auf die garantierte Mindestausstattung hatten die Kantone Jura und Wallis.
Massgebend für den Ressourcenausgleich waren die Bemessungsjahre 2015 bis 2017,
die Corona-Pandemie schlug sich in diesen Zahlen somit noch nicht nieder. 
Der Lastenausgleich (CHF 801 Mio.) stieg insgesamt um 9.9 Prozent an, was auf die
zusätzlichen CHF 80 Mio. im soziodemografischen Lastenausgleich, welche als
Kompensation für die Reformmassnahmen gesprochen worden waren, zurückgeführt
werden kann (+20.9%); der geografisch-topografische Lastenausgleich sank
teuerungsbedingt um 1.1 Prozent. Einmal mehr schrumpfte auch der Härteausgleich
(CHF 245 Mio.), der seit 2016 jährlich um 5 Prozent des Anfangsbetrags reduziert wird (-
6.7%). Zum ersten Mal wurden den 18 ressourcenschwachen Kantonen zudem
Abfederungsmassnahmen gegen die Auswirkungen der Reform in der Höhe von CHF 80
Mio. ausbezahlt. Insgesamt blieben damit die Gruppen der Nettozahler, bestehend aus
den Kantonen Basel-Stadt, Genf, Nidwalden, Obwalden, Schwyz, Zug und Zürich, und
der Nettoempfänger unverändert. Nach Anhörung der Kantone veröffentlichte der
Bundesrat im November 2020 insbesondere beim Ressourcenausgleich leicht
korrigierte Ausgleichszahlungen. 81

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 16.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2021 gab der Bundesrat die Ausgleichszahlungen des Finanzausgleichs für das
Jahr 2022 bekannt. Demnach steigen die Zahlungen gegenüber dem Vorjahr um CHF 91
Mio. und betragen im Jahr 2022 insgesamt CHF 5.3 Mrd. Dieser Anstieg ist vor allem auf
die Erhöhung des soziodemografischen Lastenausgleichs (um CHF 62 Mio.) und auf die
Ausgleichszahlungen an die ressourcenschwächsten Kantone (CHF 120 Mio.)
zurückzuführen, wie sie in der FiLaG-Revision 2019 beschlossen worden waren.
Ebenfalls im Zusammenhang mit dieser Revision wurde der Zielwert der garantierten
Mindestausstattung für das Jahr 2022 zum letzten Mal reduziert, er kam neu bei 86.5
Prozent zu liegen (2021: 87.1%). Der Ressourcenausgleich (vertikal und horizontal) sank
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insgesamt um CHF 74 Mio., was neben der tieferen Dotation (CHF -210 Mio.) auch der
Erhöhung des Ressourcenpotenzials (CHF 114 Mio.) und der Disparitäten (CHF 23 Mio.)
geschuldet war. Insgesamt stieg der Ressourcenausgleich bei 14 Kantonen an –
insbesondere bei den Kantonen Schwyz und St. Gallen (je plus 2.0 Indexpunkte) – und
sank bei 12 Kantonen – insbesondere beim Kanton Obwalden (-14.4 Indexpunkte).
Letzterer Kanton wechselte damit auch vom Lager der Nettozahler, das im Jahr 2022
noch aus den Kantonen Basel-Stadt, Genf, Nidwalden, Schwyz, Zug und Zürich besteht,
ins Lager der Nettoempfänger. Den Grund für den starken Rückgang des
Ressourcenpotenzials des Kantons Obwalden sieht der Bericht in einem Einmaleffekt
aus dem Jahr 2015, welcher das Einkommen pro Einwohnerin und Einwohner in diesem
Jahr stark erhöht hatte und bis im Vorjahr in die Berechnung des Ressourcenpotenzials
eingeflossen war. 
Gleichzeitig mit der Veröffentlichung der Ausgleichszahlungen berichtete der
Bundesrat auch über die Vernehmlassung zu einer von der FDK geforderten
Verordnungsänderung aufgrund eines Sonderfalls im Kanton Bern 2021. Dieser
Änderungsvorschlag traf nur bei 2 Kantonen auf Zustimmung, die übrigen 24 und mit
ihnen die FDK lehnten es ab, das Finanzausgleichssystem aufgrund von Sonderfällen zu
ändern. 82

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Die Kulturinstitute mit überregionaler Ausstrahlung in Zürich und Luzern sollen von den
Nachbarkantonen eine finanzielle Abgeltung erhalten. Eine von Zürich, Luzern, Zug und
Schwyz erarbeitete Vereinbarung will dafür eine gesetzliche Grundlage schaffen.
Einbezogen werden in Zürich das Opernhaus, die Tonhalle und das Schauspielhaus, in
Luzern das KKL, das Theater und das Sinfonieorchester. Diese Liste kann mit
Zustimmung der beteiligten Kantone abgeändert werden. Die Kantone zahlen die
Beiträge an die Standortkantone und nicht mehr, wie bisher der Kanton Zug, an
einzelne Institute. 83

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 04.06.2004
MARIANNE BENTELI

Im Sommer scheiterte eine in der Schweiz einmalige interkantonale Vereinbarung für
kulturelle Abgeltungen am Widerstand des Zuger Kantonsrats. Vorgesehen war, dass
Schwyz und Zug sich an den Defiziten der überregionalen Kulturzentren Zürichs
(Opernhaus, Schauspielhaus und Tonhalle) und Luzerns (Theater, Symphonieorchester
sowie Kultur- und Kongresszentrum) beteiligen. Vor sieben Jahren hatte Zug eine in den
Medien als vorbildlich gepriesene Pionierrolle gespielt, als es sich bereit erklärte,
freiwillig  CHF 1 Mio. für die Kulturhäuser in Luzern und Zürich zu zahlen. Diesen Betrag
will der Kanton weiterhin zur Verfügung stellen, ihn aber nicht, wie in der
Vereinbarung vorgesehen, erhöhen. Im November kündigten Uri, Nidwalden und
Obwalden an, sich am Lastenausgleich zu beteiligen. 84

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 08.07.2005
MAGDALENA BERNATH

Für eine jährliche finanzielle Unterstützung des Kulturangebotes der Kantone Zürich
und Luzern sprachen sich im Berichtsjahr die Kantone Uri, Zug und Aargau aus. Mit dem
Kanton Schwyz, welcher bereits im Vorjahr seine Teilnahme beschlossen hatte, kam
somit zum ersten Mal in der Schweiz eine interkantonale Vereinbarung zum
Kulturlastenausgleich zustande. Die vier Geberkantone werden die Kantone Zürich und
Luzern zukünftig mit insgesamt rund 10 Mio Fr. pro Jahr unterstützen. Der Kanton
Nidwalden, welcher die Vereinbarung nicht unterzeichnet hatte, beschloss einen
freiwilligen Beitrag von 3 Mio Fr. für den Zeitraum 2009-2011. Im Kanton Obwalden
wurde der Beitritt zum Kulturlastenausgleich mit einem jährlichen Beitrag von 500'000
Fr. im Februar vom Volk abgelehnt. 85

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.12.2009
MARLÈNE GERBER
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Was im Umfeld der Zentralschweizer Regierungskonferenz (ZH, LU, SZ, ZG, UR) im
Vorjahr als umstrittener bildungspolitischer Entscheid des Kantons Luzern begonnen
hatte, setzte sich im Berichtsjahr mit kulturpolitischen Retaliationsmassnahmen aus
dem Kanton Schwyz fort. Auf die Aufkündigung des Konkordats über die Pädagogische
Hochschule Zentralschweiz durch Luzern reagierte der Schwyzer Kantonsrat gegen den
Willen des Regierungsrats mit dem Ausstieg aus dem interkantonalen
Kulturlastenausgleich, an dem sich auch die Kantone Zürich, Zug, Aargau, Uri sowie
Luzern – und freiwillig Nid- und Obwalden – beteiligen. Über den Kulturlastenausgleich
gelangen sogenannte Abgeltungszahlungen der umliegenden Kantone an bedeutende
Kulturinstitutionen Zürichs (Opernhaus, Tonhalle, Schauspielhaus) und Luzerns (Kultur-
und Kongresszentrum, Luzerner Theater, Luzerner Sinfonieorchester). Mit der Schwyzer
Kündigung entgehen dem Kanton Luzern rund 0,8 Mio. CHF, dem Kanton Zürich gegen
1,3 Mio. CHF. 86

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 10.06.2011
SUZANNE SCHÄR

Im Nachgang zum Beschluss des Schwyzer Kantonsrates, die Vereinbarung zum
interkantonalen Kulturlastenausgleich kündigen zu wollen, handelte der Regierungsrat
bei den Standortkantonen erfolgreich Rabatte für den Kanton Schwyz aus, wie sie in
ähnlicher Form auch für die anderen Geberkantone bestanden. Ferner beschloss er
eine beträchtliche Erhöhung der aus dem Lotteriefonds zur Verfügung gestellten Mittel
für die innerkantonale Kulturförderung um CHF 100'000, womit diese neu CHF 800'000
beträgt. Aufgrund dieser Errungenschaften sprach sich die Regierung für den Verbleib
des Kantons im Kulturlastenausgleich aus. Diesem Antrag folgte der Kantonsrat Ende
Mai 2013 grossmehrheitlich mit 71 zu 23 Stimmen. 87

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 29.05.2013
MARLÈNE GERBER
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